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1 Gegenstand der Planung 

1.1 Planungsanlass und Erfordernis 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Oberkrämer hat in ihrer Sitzung am 5. Sep-
tember 2019 gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ im Ortsteil Vehlefanz der 
Gemeinde beschlossen. Planungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes im Rahmen der 
Nachverdichtung und unter Inanspruchnahme bereits vorhandener Infrastruktur, ent-
sprechend den Darstellungen des rechtsgültigen Flächennutzungsplans der Ge-
meinde Oberkrämer. 
 
Die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind derzeit dem Außenbereich 
gemäß § 35 BauGB zuzuordnen. Die beabsichtigte Nutzung als Wohnbaufläche er-
fordert, die städtebauliche Entwicklung im Rahmen des Plangebotes des § 1 BauGB 
vorzubereiten und zu leiten. Der Bebauungsplan schafft das erforderliche Baupla-
nungsrecht und setzt einen nutzungsstrukturellen und gestalterischen Rahmen für die 
im Plangebiet angestrebte städtebauliche Ordnung. 
 
Im Plangebiet ist von keiner Nutzungskonkurrenz sowie von keiner Beeinträchtigung 
übergeordneter Planungsziele auszugehen. Es werden keine landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen in Anspruch genommen (§ 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB).  
 
Gemäß Aufstellungsbeschluss erfolgt die Aufstellung des Bebauungsplans im zwei-
stufigen Regelverfahren, mit Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB, 
in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem 
Umweltbericht nach der Anlage 1 zum Baugesetzbuch beschrieben und bewertet 
werden. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begründung (Kapitel 7). 
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit der frühzeitigen 
Beteiligung auch zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detail-
lierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert. Soweit sie über 
Informationen verfügen, die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmateri-
als zweckdienlich sind, wurden sie gebeten, diese Informationen der Gemeinde zur 
Verfügung zu stellen. 
 
1.2 Räumlicher Geltungsbereich 

Mit der im Aufstellungsverfahren vorgenommenen Erweiterung umfasst der Geltungs-
bereich des Bebauungsplans Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ das Flur-
stück 98 der Flur 5 in der Gemarkung Vehlefanz vollständig sowie das Flurstück 
94 der Flur 5 in der Gemarkung Vehlefanz teilweise. 
 
Mit dem Vorentwurf des Bebauungsplans erfolgte gegenüber dem Aufstellungsbe-
schluss eine Erweiterung des Geltungsbereichs um die nördliche Hälfte des Flur-
stücks 98. Die Erweiterung dient der planungsrechtlichen Sicherung von Ausgleichs-
flächen für die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Geltungsbereichs 
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des Bebauungsplans. Damit wird auch den Darstellungen des Flächennutzungsplans 
entsprochen, der für den nördlichen Rand des Siedlungsgebietes eine Eingrünung 
vorsieht. 
 
Zudem erfolgte eine Einbeziehung der östlich angrenzenden Straßenverkehrsflä-
chen. Die Einbeziehung der angrenzenden Straßenverkehrsflächen der Straße „Am 
Vogelsang“ dient der Abgrenzung der öffentlichen Straßenverkehrsfläche gegenüber 
den angrenzenden privaten Grundstücksflächen. Die Straße „Am Vogelsang“ war in 
den Geltungsbereich des östlich angrenzenden Vorhaben- und Erschließungsplans 
„Wohnpark Bärenklauer Straße“ von 1995 nicht einbezogen. 
 

 
 
Abb. 1: Geltungsbereich des Bebauungsplans 68 / 2019 "Wohnbebauung Am Vogelsang" im 
Ortsteil Vehlefanz der Gemeinde Oberkrämer mit der vorgesehenen Erweiterung (DTK: © Ge-
oBasis-DE/LGB 2017, GB-W 19/17) 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogel-
sang“ wird damit wie folgt begrenzt:  
 

- im Osten durch die östliche Begrenzung der Straße „Am Vogelsang“ (Flur-
stück 94, Flur 5, Gemarkung Vehlefanz), 

 
- im Süden durch die nördliche Grenze des Flurstücks 97, Flur 5, Gemarkung 

Vehlefanz, 
 

- im Westen durch die östliche Grenze des Flurstücks 99, Flur 5, Gemarkung 
Vehlefanz, 

 
- im Norden durch die südliche Grenze des Flurstücks 122, Flur 5, Gemarkung 

Vehlefanz, 
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Die Größe Geltungsbereichs beträgt rund 0,57 ha einschließlich der in den Geltungs-
bereich einbezogenen Teilfläche des Straßenflurstücks „Am Vogelsang“. 
 
Die Flächenausdehnung beträgt rund 139 m in Nord-Süd-Ausrichtung entlang der 
Straße und rund 36 m in Ost-West-Ausrichtung westlich der Straße bzw. rund 41 m 
einschließlich der Straße. 
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2 Ausgangssituation 

2.1 Stadträumliche Einbindung 

Das Plangebiet befindet sich im Osten des Ortsteils Vehlefanz der Gemeinde Ober-
krämer im Siedlungsgebiet nördlich der Bärenklauer Straße. 
 
Das östlich angrenzende Siedlungsgebiet um die Straßen „Am Kienluch“ wurde auf 
der Grundlage eines Vorhaben- und Erschließungsplanes seit Mitte der 1990er Jahre 
als Einfamilienhausgebiet in Form von Einzel-, Doppel- und Reihenhäusern städte-
baulich entwickelt. Das westlich gelegene Siedlungsgebiet um die Straßen „Am Ge-
sundbrunnen“ wird ebenfalls von neu errichteten Einzel- und Doppelhäusern geprägt. 
Entlang der südlich verlaufenden Bärenklauer Straße (K6506) befindet sich vereinzelt 
noch eine ländlich geprägte Wohnbebauung. 
 
Die Entfernung zum alten Dorfkern von Vehlefanz beträgt rund 1.700 m. Der Abstand 
zur südlich verlaufenden Bärenklauer Straße (K6506) beträgt rund 100 m. 
 
 

 
 
Abb. 2: Übersichtskarte zur Lage des Bebauungsplangebietes im Siedlungsgebiet des Orts-
teils Vehlefanz der Gemeinde Oberkrämer (DTK: © GeoBasis-DE/LGB 2017, GB-W 19/17) 
 
Die südlich angrenzenden Grundstücke entlang der Straße „Am Vogelsang“ werden 
von Wohnnutzungen mit Einzelhäusern und Gärten geprägt. Die westlich angrenzen-
den Flächen werden als Grünland landwirtschaftlich genutzt. Die nördlich angrenzen-
den Flächen werden ackerbaulich genutzt. 
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2.2 Bebauung und Nutzung, Geländehöhen 

Die Grundstücksflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind bislang unbe-
baut und werden aktuell als Wiese genutzt. Entlang der straßenseitigen Grundstücks-
grenze besteht eine Einfriedung. Gemäß Hinweis des Bereichs Landwirtschaft des 
Landkreises Oberhavel ist eine landwirtschaftliche Nutzung der Flächen nicht ange-
zeigt. Die vom Bereich Landwirtschaft zu vertretenden Belange werden durch das 
Vorhaben nicht berührt. 
 
Aufgrund der Lage der Flächen im unmittelbaren Siedlungszusammenhang ist davon 
auszugehen, dass die Flächen nicht bejagt werden. Der Landesjagdverband wurde 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange um Auskunft gebeten. Nach Hinweis des Fachdienstes Bevölkerungs-
schutz und Allgemeines Ordnungsrecht des Landkreises Oberhavel kann aufgrund 
der Lage der Flächen nicht ausgeschlossen werden, dass diese weiterhin vom Wild 
aufgesucht werden. Es obliegt dem Eigentümer gegebenenfalls geeignete Schutz-
maßnahmen zu treffen. 
 
Die Straße „Am Vogelsang“ ist in einer Breite von rund 3,50 m mit einer Asphaltdecke 
befestigt mit einem beidseitigen, schmalen Grünbankett. Die Straßenhöhen entspre-
chen der angrenzenden Geländehöhen. Im Bereich der Anbindung der Straße „Am 
Kienluch“ an die Straße „Am Vogelsang“ liegt die Fahrbahnhöhe bei 46,67 m. 
 

 
 
Abb. 3: Blick von der östlichen Grundstücksgrenze über das Grundstück nach Nordwesten 
(Foto: Dr. Szamatolski + Partner 2019) 
 
Das Gelände ist annähernd eben und steigt in Richtung Norden leicht an. Die Gelän-
dehöhen liegen bei rund 46,4 m über NHN im Höhensystem DHHN 2016 an der 
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südlichen Grundstücksgrenze, rund 47,0 m im mittleren Bereich und rund 47,5 m an 
der nördlichen Grundstücksgrenze.  
 

 
 
Abb. 4: Blick von der nordwestlichen Grundstücksgrenze über das Grundstück nach Südosten 
(Foto: Dr. Szamatolski + Partner 2019) 
 
2.3 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Grundstücks erfolgt über die rund 5 m breite öf-
fentliche Straße „Am Vogelsang“ (Flurstück 94 und 95, Flur 5, Gemarkung Vehlefanz), 
die rund 100 m südlich an die als Kreisstraße klassifizierte Bärenklauer Straße 
(K6506) anbindet. Die Straße „Am Vogelsang“ erschließt im Weiteren eine im Außen-
bereich gelegene Splittersiedlung und endet als Stichstraße rund 200 m nördlich mit 
einer Wendeanlage. Über die auf Höhe des Plangebietes an die Straße „Am Vogel-
sang“ anbindende Straße „Am Kienluch“ besteht eine Ringverbindung zum östlich 
gelegenen Abschnitt der Bärenklauer Straße. Zur Planungsabsicht bestehen gemäß 
Hinweis der unteren Straßenverkehrsbehörde des Landkreises Oberhavel straßen-
behördlich keine Bedenken. 
 
Über die Kreisstraße 6506 und die Landesstraße 17 ist das Plangebiet direkt in das 
überörtliche Straßennetz eingebunden. Die Entfernung zur Anschlussstelle Oberkrä-
mer der A 10 Berliner Ring beträgt rund 3 km.  
 
Die Entfernung zur östlich gelegenen Kreisstadt Oranienburg beträgt rund 13 km, die 
Entfernung zum Stadtzentrum der südlich gelegenen Landeshauptstadt Potsdam be-
trägt rund 50 km, die Entfernung zur Stadtgrenze der südöstlich gelegenen Bundes-
hauptstadt Berlin beträgt rund 20 km. 
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Über den rund 0,5 km entfernten Haltepunkt Vehlefanz besteht Anschluss an das Re-
gionalbahnnetz des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg (VBB) mit stündlichen 
Verbindungen nach Hennigsdorf bzw. Kremmen mit Anschluss in Richtung Berlin 
bzw. Neuruppin und Wittenberge („Prignitz-Express“).  
 
Über die Haltestelle „Kienluch“ besteht Anschluss an das Busnetz der Oberhavel Ver-
kehrsgesellschaft (Buslinie 800 S-Bahnhof Oranienburg – Kremmen – Flatow). Wei-
tere Buslinien verkehren von den Haltestellen „Vehlefanz Schule“ (Buslinie 812 OT 
Neu-Vehlefanz – OT Bötzow über alle Ortsteile der Gemeinde Oberkrämer) und „Am 
Anger“ (Buslinie 814 Kremmen Bahnhof – Vehlefanz - Hennigsdorf). 
 
2.4 Ver- und Entsorgung 

Zum Leitungsbestand sowie zu den vorhandenen Ver- und Entsorgungskapazitäten 
erfolgte eine Beteiligung der für die Gemeinde zuständigen Ver- und Entsorgungsun-
ternehmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange. 
 
Trink- und Schmutzwasser 
Die Versorgung mit Trinkwasser erfolgt durch die Osthavelländische Trinkwasserver-
sorgung und Abwasserbehandlung GmbH (OWA GmbH). Im Straßenraum der Straße 
„Am Vogelsang“ befindet sich eine Trinkwasserleitung. Die geplanten Einfamilienhäu-
ser können gemäß Stellungnahme der OWA GmbH auf Antrag an das öffentliche 
Trinkwasserleitungsnetz angeschlossen werden. 
 
Die Abwasserentsorgung erfolgt für den Ortsteil Vehlefanz durch den Zweckverband 
Kremmen. Gemäß Stellungnahme des Zweckverbandes im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange hat die rechtliche 
Sicherung der Schmutzwasserbeseitigung für das Plangebiet und somit für die 
Grundstücke im zukünftigen Geltungsbereich des Bebauungsplans durch den Ab-
schluss eines Schmutzwasser-Erschließungsvertrages zwischen dem Vorhabenträ-
ger und dem Zweckverband Kremmen zu erfolgen. Die Schmutzwasserableitung hat 
mittels Freigefälleleitung mit Anschluss an den vorhandenen Schmutzwasserschacht 
in der Straße "Am Kienluch" zu erfolgen. Die genaue Realisierung der Entwässe-
rungsanlagen ist mit dem Zweckverband abzustimmen. 
 
Niederschlagswasser 
Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser ist gemäß den Bestimmungen 
des brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) auf den Grundstücken zu versi-
ckern. Die Untere Wasserbehörde des Landkreises Oberhavel wurde im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange um 
Auskunft hinsichtlich beachtenswerter Informationen zur Niederschlagsversickerung 
gebeten. Gemäß Stellungnahme der unteren Wasserbehörde sind die wasserrechtli-
chen Anforderungen und Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und 
des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) zu beachten und einzuhalten. Vo-
raussetzung für die Niederschlagsversickerung ist versickerungsfähiger Boden und 
ein Mindestabstand von 1,00 m zwischen Sohle der Versickerungsanlage und dem 
mittleren höchsten Grundwasserstand. 
 
Elektroenergie und Erdgas 
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Im Straßenraum der Straße „Am Vogelsang“ befindet sich eine Niederspannungs-
Elektroleitung. Für die Erschließung der neu entstehenden Bebauung ist gemäß Stel-
lungnahme der E.dis AG, in Abhängigkeit von der zukünftig benötigten elektrischen 
Leistung, eventuell der Ausbau des Versorgungsnetzes erforderlich. Art und Umfang 
des Netzausbaues kann dabei erst nach Vorliegen konkreter Bedarfsanmeldungen 
ermittelt werden. 
 
Das Siedlungsgebiet ist grundsätzlich an die Gasversorgung angeschlossen. Für die 
Erschließung der neu entstehenden Bebauung ist eine Erweiterung des Versorgungs-
netzes erforderlich. Im Straßenraum der Straße „Am Vogelsang“ befindet sich bis auf 
Höhe des südlich angrenzenden Wohngrundstücks eine Erdgasleitung (Leitungsab-
schnitt 0,1 bis 1 bar). Eine weitere Erdgasleitung befindet sich im östlich angrenzen-
den Straßenraum der Straße „Am Kienluch“. 
 
Telekommunikationsanlagen 
Die Versorgung mit Telekommunikationsdiensten erfolgt leitungs- oder funkgestützt. 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange an der Planung beteiligt. Im 
Straßenraum der Straße „Am Vogelsang“ verlaufen gemäß Stellungnahme der Tele-
kom Telekommunikationslinien. Zur Versorgung des neuen Baugebietes mit Tele-
kommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommu-
nikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets erforderlich. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinie-
rung mit den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Be-
ginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deut-
schen Telekom Technik GmbH, 01059 Dresden mindestens 6 Monate vor Baubeginn 
schriftlich angezeigt werden. 
 
Abfallentsorgung 
Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Landkreis Oberhavel als öffentlich-rechtlicher 
Entsorgungsträger nach Maßgabe der Abfallentsorgungssatzung. Für eine ordnungs-
gemäße Abfallentsorgung aller Grundstücke werden Anforderungen an die straßen-
mäßige Erschließung gestellt. Die untere Abfallwirtschaftsbehörde des Landkreises 
sowie der öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger wurden im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange an der Pla-
nung beteiligt.  
 
Gemäß Stellungnahme des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger sind Verkehrs-
flächen so anzulegen, dass alle Grundstücke an die Abfallentsorgung angeschlossen 
werden können. Dazu sind beim Befestigen, Aus- und Neubau von Erschließungs-
straßen Fahrbahnbreiten und Fahrkurven für die Benutzung durch 3-achsige Müll-
fahrzeuge auszulegen. Die Richtlinien für die Anlage von Straßen (RASt 2006) sind 
zu beachten. Die Belastbarkeit der zu befahrenden Verkehrsflächen ist gemäß § 34 
Absatz 4 Punkt 1 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sicherzustellen. Bei Sack-
gassen sind Wendeanlagen (Wendehammer, Wendeschleife, Wendekreis) nach 
RASt 06 für ein 3-achsiges Müllfahrzeug zu planen bzw. zu berücksichtigen, da ein 
Rückwärtsfahrverbot für Müllfahrzeuge besteht. Die an die Verkehrsflächen angren-
zenden Randbereiche sind so auszuführen, dass die Voraussetzungen zur satzungs-
gemäßen Aufstellung der Abfallbehälter vor dem angeschlossenen Grundstück erfüllt 
werden.  
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Die verkehrliche Erschließung des Bebauungsplangebietes erfolgt über die rund 5 
Meter breite öffentliche Straße Am Vogelsang, welche mit einer Wendeanlage endet. 
Sofern bei der weiteren Planung die Anforderungen an die Verkehrserschließung be-
rücksichtigt werden, bestehen von Seiten des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
ger gegen den Bebauungsplan keine Bedenken. 
 
Ein Ausbau der nördlich in einer Entfernung von rund 200 m vorhandenen Wendean-
lage für das Befahren mit 3-achsigen Müllfahrzeugen ist nicht Gegenstand des vor-
liegenden Bebauungsplans. Über die auf Höhe des Plangebietes an die Straße „Am 
Vogelsang“ anbindende Straße „Am Kienluch“ besteht für das Befahren mit Müllfahr-
zeugen zusätzlich zu der vorhandenen Wendeanlage eine Ringverbindung zum öst-
lichen Abschnitt der Bärenklauer Straße. 
 
Die bei den Baumaßnahmen anfallenden Abfälle sind gemäß den Vorschriften des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), den auf dieser Grundlage erlassenen Verord-
nungen und der Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Oberhavel vorrangig zu 
verwerten bzw. zu beseitigen. Fallen Abfälle an, die gemäß § 48 KrWG i.  V.  m. der 
Abfallverzeichnisverordnung (AVV) als gefährlich einzustufen sind, sind diese der 
SBB Sonderabfallentsorgungsgesellschaft Brandenburg/Berlin mbH, Großbeeren-
straße 231 in 14480 Potsdam anzudienen. Anfallender Bodenaushub ist entspre-
chend LAGA–TR zu analysieren und entsprechend Schadstoffgehalt ggf. zu entsor-
gen. 
 
Brandschutz 
Im Hinblick auf die aus dem öffentlichen Netz gewährleistete Löschwasserversorgung 
wurde die Osthavelländische Trinkwasserversorgung und Abwasserbehandlung 
GmbH (OWA GmbH) im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange um Auskunft gebeten. Gemäß Stellungnahme der OWA GmbH 
ist die Löschwasserversorgung gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 405 zurzeit bis zu einer 
Höhe von 48 m³/h für einen Zeitraum von zwei Stunden über den Unterflurhydranten 
des öffentlichen Netzes der Straße Am Kienluch gewährleistet. 
 
Zudem wurde die zuständige Brandschutzdienststelle im Rahmen der Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange um Auskunft zu weiteren Anfor-
derungen bezüglich des Brandschutzes gebeten. Gemäß Hinweis des Bereiches 
Brandschutz des Landkreises Oberhavel bestehen aus Sicht des vorbeugenden 
Brandschutzes zur Planung keine Bedenken. 
 
2.5 Natur, Landschaft, Umwelt 

Das Plangebiet befindet sich im Siedlungszusammenhang des Ortsteils Vehlefanz im 
Naturraum des Ländchen Glien. Das Geländerelief ist eben und steigt nach Nordos-
ten leicht an. Nördlich und östlich in rund 1 km Entfernung beginnt die Niederungs-
landschaft der Zehdenick-Spandauer Havelniederung mit dem Kienluch. 
 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Schutzgebieten nach dem Naturschutz-
recht. Die nächstgelegenen Schutzgebiete des europäischen Schutzgebietssystems 
Natura 2000 sind das FFH-Gebiet „Behrensbrück“ (DE 3244-303) in einer Entfernung 
von rund 5.300 m nordöstlich sowie das europäische Vogelschutzgebiet (SPA-
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Gebiet) „Rhin-Havelluch (DE 3242-421) in einer Entfernung von rund 7.500 m nord-
westlich. 
 
Gemäß Hinweis der unteren Naturschutzbehörde befinden sich die Flächen gemäß 
Biotopverbundkonzept des Landkreises Oberhavel von 2006 im Bereich einer groß-
räumigen Entwicklungsfläche des Biotopverbundes zur Sicherung und Entwicklung 
der Rotbauchunkenvorkommen und des Landschaftswasserhaushaltes. 
 
Die Flächen im Geltungsbereich sind nach dem Biotopschlüssel des Landes Bran-
denburg dem Biotoptyp 051122 Frischwiesen, verarmte Ausprägung zuzuordnen. Der 
Straßenraum ist dem Biotoptyp 12612 Straßen mit Asphaltdecken, ohne Baumbe-
stand zuzuordnen. Geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG oder § 18 
BbgNatSchAG sind im Plangebiet und angrenzend nicht vorhanden. Ein Vorkommen 
besonders geschützter Pflanzenarten ist nicht bekannt und unter Berücksichtigung 
des Gebietscharakters auch nicht zu erwarten. 
 
Die südlich und östlich angrenzenden Flächen sind dem Biotoptyp 12261 Einzelhaus-
bebauung mit Ziergärten zuzuordnen, die westlich angrenzenden Flächen dem Bio-
toptyp 051122 Frischwiesen, verarmte Ausprägung, die nördlich und nordöstlich an-
grenzenden Flächen dem Biotoptyp 09130 intensiv genutzte Äcker.  
 
Im Plangebiet befinden sich fünf kleinere Laubbäume (Pflaumen- bzw. Mirabellen-
bäume, Eschenahorn) mit einem Stammumfang zwischen 60 cm und 70 cm und ei-
nem Kronendurchmesser zwischen 6 m und 8 m, eine Blaufichte sowie zwei Spätblü-
hende Traubenkirschen und ein Holunderstrauch. 
 
Im Hinblick auf die Bedeutung der Flächen für besonders geschützte Tierarten er-
folgte gemäß Anforderung der unteren Naturschutzbehörde eine faunistische Unter-
suchung der Flächen insbesondere zum Vorkommen von Brutvögeln, Amphibien und 
Reptilien durch einen anerkannten Artenschutzsachverständigen (alnus – Arbeitsge-
meinschaft Landschafts-, Natur- und Umweltschutz, Büro Hoffmann & Linge; vgl. Kap. 
7.2.6). Nach den Ergebnissen der Begehungen kann ein Vorkommen von Bodenbrü-
tern aufgrund regelmäßiger Mahd und der Lage der Flächen im Siedlungszusammen-
hang mit einem hohen Aufkommen an Katzen und Hunden ausgeschlossen werden. 
Ein Vorkommen von allgemein häufigen, störunempfindlichen Gebüsch- bzw. Baum-
brütern in den Bäumen ist grundsätzlich möglich, es wurden jedoch keine Nester auf-
gefunden. Für Höhlenbrütern bieten die jungen Bäume keine Brutmöglichkeiten. Eine 
Bedeutung der Flächen für Zauneidechsen kann ausgeschlossen werden. Die struk-
turarmen Wiesen eignen sich nicht für Reptilien. Eine Bedeutung der Flächen als Am-
phibienlebensraum wird ebenfalls ausgeschlossen. Gemäß Einschätzung des aner-
kannten Artenschutzsachverständigen kann ausgeschlossen werden, dass der Um-
setzung der Planung Belange des besonderen Artenschutzes entgegenstehen kön-
nen, die nicht durch geeignete Vermeidungs- oder Ausgleichsmaßnahmen in ausrei-
chendem Umfang berücksichtigt werden können (vgl. Kap. 7.2.7). 
 
Bei den Böden im Plangebiet handelt es sich um sickerwasserbestimmte Tieflehme 
und Sande auf denen sich überwiegend Fahlerde-Braunerden und Fahlerden gebildet 
haben. Die Bodenzahlen liegen überwiegend bei 30 – 50, verbreitet unter 30. Die 
Böden sind vorherrschend ohne Grund- und Stauwassereinfluss und haben kein oder 
nur kleinflächig Retentionspotential. Die mittlere jährliche Sickerwasserrate ist hoch 
(> 201 mm/a). 
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Die Grundwasserflurabstände liegen zwischen 5 m und 10 m. Es besteht keine un-
mittelbare Gefährdung des Grundwassers durch flächenhaft eindringende Schad-
stoffe. Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Trinkwasserschutzgebieten und 
außerhalb von Überschwemmungsgebieten. Im Plangebiet befinden sich keine Ober-
flächengewässer. Das Siedlungsgebiet östlich der Straße „Am Vogelsang“ wird durch 
einen im Mai 2020 trockengefallenen Entwässerungsgraben begrenzt. 
Klimatisch ist das am Siedlungsrand gelegene Plangebiet den gering bis mäßig be-
lasteten Siedlungsbereichen zuzuordnen. 
 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb des Einwirkungsbereiches der von der Kreis-
straße oder der Bahnstrecke ausgehenden Schallbelastungen. Nach derzeitigem 
Stand befindet sich das Plangebiet auch nicht im Einwirkungsbereich eines immissi-
onsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Betriebes. Immissionskonflikte zwi-
schen den vorhandenen Wohnnutzungen und den landwirtschaftlichen Nutzungen 
der ortsansässigen Landwirtschaftsbetriebe sind nicht bekannt. Das Landesamt für 
Umwelt wurde als zuständige Immissionsschutzbehörde im Rahmen der Behörden-
beteiligung an der Planung beteiligt. Aus Sicht des Immissionsschutzes bestehen 
keine Bedenken. 
 
Das Orts- und Landschaftsbild wird geprägt durch den Siedlungsrand im Übergang 
von mäßig verdichteter Einzelhausbebauung mit Gartennutzungen zum landwirt-
schaftlich geprägten und weitgehend ausgeräumten Landschaftsraum der flachwelli-
gen Grundmoränenplatte des Ländchens Glien. 
 
Weitere schutzgutbezogene Ausführungen zu Umwelt, Natur und Landschaft sind 
dem Umweltbericht in Kapitel 7 der Begründung zu entnehmen. Der Umweltbericht 
wird im Laufe des Planverfahrens fortgeschrieben. 
 
2.6 Altlasten, Kampfmittelbelastung 

Ein Altlastenverdacht für die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist 
nicht bekannt. Gemäß Hinweis der unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises 
Oberhavel werden die Flächen nicht im Altlastenkataster des Landkreises als Altlast 
oder Altlastenverdachtsfläche geführt. Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen 
daher zur Planung keine Bedenken. Treten bei den Bodenarbeiten ungewöhnliche 
Verfärbungen oder Gerüche auf, ist die weitere Vorgehensweise umgehend mit der 
unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. 
 
Die Flächen befinden sich nach derzeitigem Stand außerhalb einer Kampfmittelver-
dachtsfläche. Der Kampfmittelbeseitigungsdienst wurde im Rahmen der frühzeitigen 
Behördenbeteiligung um Auskunft gebeten. Zur Beplanung des Gebietes bestehen 
keine grundsätzlichen Einwände. Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit 
eine Munitionsfreigabebescheinigung beizubringen. Darüber entscheidet die für das 
Baugenehmigungsverfahren zuständige Behörde auf der Grundlage einer vom 
Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten Kampfmittelverdachtsflächenkarte. 
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2.7 Denkmalschutz und Denkmalpflege 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich keine Baudenkmale. Auch in 
der näheren Umgebung befinden sich keine Einzeldenkmale. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich nach derzeitigem Stand auch 
keine Bodendenkmale. Die untere Denkmalschutzbehörde sowie das Brandenburgi-
sche Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum, Abteilung 
Bodendenkmalpflege als Denkmalfachbehörde wurden im Rahmen der frühzeitigen 
Behördenbeteiligung an der Planung beteiligt und um Auskunft gebeten. Für Bau-
maßnahmen gelten die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes Brandenburg 
(BbgDSchG) vom 24.Mai 2004 (GVBl. I, S. 215): 
 
Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfär-
bungen, Holzpfähle oder -bohlen, Scherben, Stein- oder Metallgegenstände, Kno-
chen o.ä., entdeckt werden, sind diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-
schen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG). Die aufgefunde-
nen Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens bis zum Ablauf ei-
ner Woche nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehörde ggf. auch 
darüber hinaus, in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor 
Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG).  
 
Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-
schen Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). 
 
2.8 Eigentumsverhältnisse 

Das im Geltungsbereich des Bebauungsplans gelegene Flurstück 98 der Flur 5 be-
findet sich in Privateigentum. Die Eigentumsverhältnisse sind der Gemeinde bekannt. 
Die der Erschließung dienenden Straßenflurstücke 94 und 95 der Flur 5 befindet sich 
im Eigentum der Gemeinde Oberkrämer. 
 
Eigentum des Landkreises Oberhavel ist gemäß Hinweis des Bereiches Bildung und 
Gebäudeverwaltung von der Planungsabsicht nicht betroffen. 
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3 Planungsbindungen 

3.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich derzeit planungsrechtlich im 
Außenbereich der Gemeinde. Im Außenbereich richtet sich die Zulässigkeit von Vor-
haben nach den Bestimmungen des § 35 BauGB.  
 
Die südlich angrenzenden Flächen sind den im Zusammenhang bebauten Ortsteilen 
zuzuordnen und sind von Wohnnutzungen geprägt. Die östlich angrenzenden Flä-
chen befinden sich im Geltungsbereich des 1995 in Kraft getretenen und inzwischen 
vollständig umgesetzten Vorhaben- und Erschließungsplans „Wohnpark Bären-
klauer Straße“. Die Baugebiete im Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans sind als Reine Wohngebiete gemäß § 3 BauNVO festgesetzt, gegliedert 
nach Baugebieten mit einer Grundflächenzahl von 0,2 und 0,3, der Zulässigkeit von 
einem oder zwei Vollgeschossen sowie Einzel- und Doppelhäusern als Bauweise. 
 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Oberkrämer sind die 
südlichen Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans als Wohnbauflächen 
dargestellt (vgl. Kap. 3.3).  
 
3.2 Landes- und Regionalplanung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzu-
passen.  
 
Für den vorliegenden Bebauungsplan ergeben sich die Erfordernisse der Raumord-
nung im Sinne des § 3 Ziff. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) insbesondere aus dem 
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18. Dezember 2007 
(GVBl. I S. 235) und dem am 1. Juli 2019 in Kraft getretenen Landesentwicklungs-
plan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) vom 29. April 2019 (GVBl. II 
Nr. 35). 
 
Nach den Festlegungen des LEP HR liegt das Plangebiet innerhalb des Gestal-
tungsraums Siedlung und zählt somit zu den Schwerpunkten der Wohnsiedlungs-
entwicklung (Ziel Z 5.6 LEP HR), in denen deren Entwicklung quantitativ unbegrenzt 
und ohne Inanspruchnahme der Entwicklungsoption möglich ist. 
 
Auch der Grundsatz G 5.1 LEP HR zur Konzentration der Siedlungsentwicklung auf 
die Innenentwicklung unter Nutzung von Nachverdichtungspotentialen innerhalb vor-
handener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur 
und Ziel Z 5.2 zum Anschluss neuer Siedlungsflächen an vorhandene Siedlungsflä-
chen werden mit der vorliegenden Planung berücksichtigt. 
 
Gemäß Mitteilung der Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raum-
ordnung mit Schreiben der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung vom 6. Novem-
ber 2019 (Gesch.-Z.: GL5.12-46113-011-0722/2019) lässt die Planungsabsicht kei-
nen Widerspruch zu Zielen der Raumordnung erkennen.  
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Die Belange der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel basieren auf 
den Erfordernissen der Raumordnung gemäß Regionalplan Prignitz-Oberhavel, 
Sachlicher Teilplan „Rohstoffsicherung“ (ReP-Rohstoffe) vom 24. November 
2010 (ABl. 2012 S. 1659) und der Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberha-
vel, Sachlicher Teilplan „Freiraum und Windenergie“ (ReP FW) vom 21. Novem-
ber 2018. Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg hat den 
Regionalplan Sachlicher Teilplan „Freiraum und Windenergie“ im Juli 2019 geneh-
migt. Ausgenommen hiervon ist das Kapitel "Windenergienutzung". Der Regionalplan 
trifft für den in Rede stehenden räumlichen und sachlichen Geltungsbereich keine 
Festlegungen. Insofern stehen der Planung keine Erfordernisse der Regionalplanung 
entgegen. 
 
Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung sowie die Regionale Planungsgemein-
schaft Prignitz-Oberhavel wurden im Rahmen der Behördenbeteiligung gemäß § 4 
Abs. 1 und Abs. 2 BauGB an der Planung beteiligt. 
 
Gemäß Stellungnahme der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung vom 12. Feb-
ruar 2020 und 21. Juli 2020 ist die Planungsabsicht an die Ziele der Raumordnung 
angepasst. Auch gemäß Stellungnahme der Regionalen Planungsgemeinschaft Prig-
nitz-Oberhavel vom 4. März 2020 und 30. Juni 2020 ist die Planung mit den Belangen 
der Regionalen Planungsgemeinschaft vereinbar. 
 
3.3 Kreisentwicklungskonzeption Landkreis Oberhavel 

Die Kreisentwicklungskonzeption (KEK) des Landkreises Oberhavel stellt eine infor-
melle Planung ohne planungsrechtliche Verbindlichkeit dar, bildet jedoch – da sie den 
Stand der kreislichen Willensbekundung zur Entwicklung des Raumes widerspiegelt 
– wichtiges Informationsmaterial für die Regional- und Landesplanung.  
 
Die Gemeinde Oberkrämer wird in der Kreisentwicklungskonzeption dem engeren 
Verflechtungsraum Berlin-Brandenburg zugeordnet. 
 
Der Landkreis unterstützt gemäß Leitlinie Ziffer 2 das Bestreben der Gemeinden zur 
Sicherung einer tragfähigen Bevölkerungsdichte. Durch geeignete Maßnahmen in 
strukturbestimmenden Bereichen soll der Abwanderung vor allem der jungen Bevöl-
kerung entgegengewirkt werden. Die Siedlungsentwicklung soll gemäß Leitlinie Ziffer 
3 vorrangig innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage sowie durch land-
schaftsverträgliche Abrundungen am Ortsrand erfolgen.  
 
Die Entwicklung der in Rede stehenden Fläche entspricht gemäß Stellungnahme des 
Bereiches Planung des Landkreises Oberhavel den in der Kreisentwicklungskonzep-
tion formulierten Entwicklungsgedanken. 
 
3.4 Flächennutzungsplan 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Oberkrämer sind die südli-
chen Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans als Wohnbauflächen darge-
stellt. Für den nördlichen Siedlungsrand sind im Flächennutzungsplan Maßnahmen 
zur Ortsrandgestaltung vorgesehen (M 11 – Maßnahmen zur Pflege und Entwicklung 
der Landschaft). 



Bebauungsplan Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“, OT Vehlefanz – Begründung 15 

Stand: 14.09.2020 

 
Der Bebauungsplan 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ entwickelt sich somit 
gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan. 
 

 
 
Abb. 5: Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Oberkrä-
mer mit Kennzeichnung der Lage des Plangebietes 
 
Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Oberkrämer befindet sich aktuell in einem 
umfassenden Änderungsverfahren. Für die südlichen Flächen im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans ist weiterhin eine Darstellung als Wohnbaufläche vorgesehen. 
 
3.5 Landschaftsplan 

Im Entwicklungskonzept des Landschaftsplans für den Ortsteil Vehlefanz vom De-
zember 2001 werden die südlichen Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
als Wohnbauflächen nachrichtlich aus dem Flächennutzungsplan übernommen. Für 
den nördlichen Siedlungsrand sind im Entwicklungskonzept des Landschaftsplans 
Maßnahmen zur Ortsrandgestaltung vorgesehen (M 11 – Maßnahmen zur Pflege und 
Entwicklung der Landschaft). 
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Abb. 6: Ausschnitt aus dem Entwicklungskonzept des Landschaftsplans der Gemeinde Ober-
krämer für den Ortsteil Vehlefanz mit Kennzeichnung der Lage des Plangebietes 
 
3.6 Satzungen der Gemeinde Oberkrämer 

Satzungen der Gemeinde Oberkrämer mit Relevanz für die vorliegende Planung sind 
die Stellplatzsatzung vom Dezember 2005 sowie die Baumschutzsatzung vom Ja-
nuar 2011 (vgl. Kap 5.8 Hinweise). 
 
Östlich des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 68/2019 befindet sich der Gel-
tungsbereich des rechtswirksamen Vorhaben- und Erschließungsplans „Wohn-
park Bärenklauer Straße“ von 1995. Im Vorhaben- und Erschließungsplan werden 
die benachbarten Baugebiete als Reine Wohngebiete WR festgesetzt, mit einer zu-
lässigen GRZ von 0,2, der Zulässigkeit von einem Vollgeschoss plus Dachgeschoss 
auf der Grundlage der Bestimmungen der seinerzeit anzuwendenden Brandenburgi-
schen Bauordnung, einer Mindestgröße der Baugrundstücke von 600 m² bzw. 400 m² 
sowie Einzel- und Doppelhäusern mit Satteldach als zulässige Bauweise. Die angren-
zende Straßenverkehrsfläche der Straße Am Vogelsang befindet sich nicht im Gel-
tungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplans. 
 
3.7 Fachplanungen 

Fachplanungen, die die Planungen des Bebauungsplan 68/2019 „Wohnbebauung Am 
Vogelsang“ im Ortsteil Vehlefanz der Gemeinde Oberkrämer berühren können, sind 
nicht bekannt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Auf-
gabenbereich durch die vorliegende Planung berührt werden kann, wurden frühzeitig 
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an der Planung beteiligt und darum gebeten, aus ihrem Zuständigkeitsbereich Hin-
weise zur geplanten Aufstellung des Bebauungsplanes zu geben sowie Mitteilungen 
über beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen zu machen. 
 
Von Seiten der beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind 
nach derzeitigem Stand keine Planungen oder Maßnahmen mit Relevanz für die vor-
liegende Planung beabsichtigt. Die zuständigen Versorgungsträger verweisen auf die 
gegebenenfalls erforderlichen Maßnahmen zum Netzausbau bzw. zum Anschluss an 
das vorhandene Versorgungsnetz. 
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4 Planungskonzept 

4.1 Ziele und Zwecke der Planung 

Planungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ent-
wicklung eines allgemeinen Wohngebietes im Rahmen der Nachverdichtung und un-
ter Inanspruchnahme bereits vorhandener Infrastruktur, entsprechend den Darstel-
lungen des rechtsgültigen Flächennutzungsplans der Gemeinde Oberkrämer. 
 
Unter Berücksichtigung der Eigenart der näheren Umgebung soll eine Mindestgrund-
stücksgröße von 700 m² festgelegt werden. Zur Gewährleistung einer aufgelockerten 
Bebauung mit einem hohen Grünflächenanteil soll eine Grundflächenzahl von 0,25 
festgelegt werden, das heißt deutlich unterhalb der zulässigen Obergrenzen der 
Baunutzungsverordnung für Wohngebiete. Die Bebauung soll auf Einfamilienhäuser 
mit maximal zwei Vollgeschossen begrenzt werden, wobei das oberste zulässige Voll-
geschoss als Dachgeschoss ausgebildet werden soll.  
 
Die nördliche Grundstückshälfte soll als Fläche zur Durchführung der erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen genutzt werden. Damit kann zugleich den Zielen den Flä-
chennutzungsplans Rechnung getragen werden, die eine Eingrünung des Siedlungs-
randes nach Norden zum freien Landschaftsraum hin vorsehen. 
 
4.2 Städtebauliches Konzept 

Das der Planung zugrunde liegende städtebauliche Konzept sieht eine straßenbeglei-
tende Bebauung mit drei Einzelhäusern vor. Die Breite der Wohngrundstücke beträgt 
dabei mindestens 20 m.  
 
Entlang der Straße wird die Bauflucht des Wohngebäudes Bärenklauer Straße 141 
aufgenommen. Dadurch wird eine rund 5 m tiefe Vorgartenzone gewährleistet. Die 
nördliche Baugrenze nimmt die rückwärtige Bauflucht der Wohngebäude Am Kien-
luch 44 bis 46 auf. Dadurch wird eine einheitliche Siedlungskante zum freien Land-
schaftsraum hin gewährleistet. Die rückwärtige Baugrenze gewährleistet eine min-
destens 11 m tiefe Gartenzone, die von Bebauung freizuhalten ist. 
 
Für die nördliche Grundstückshälfte ist die Anlage einer Streuobstwiese mit großkro-
nigen Obstbäumen in regionalen, alten Sorten vorgesehen. 
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5 Planinhalt (Abwägung und Begründung) 

5.1 Nutzung der Baugrundstücke 

5.1.1 Art der Nutzung 

Die Grundstücksflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans werden als Allge-
meines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Das Baugebiet dient somit 
vorwiegend dem Wohnen. Allgemein zulässig sind neben Wohngebäuden, die der 
Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
nicht störende Handwerksbetriebe. Für die Berufsausübung freiberuflich Tätiger und 
solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Weise ausüben sind in allge-
meinen Wohngebieten gemäß § 13 BauNVO Räume (d.h. keine Gebäude) zulässig. 
Zudem sind gemäß § 14 BauNVO untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet liegenden Grundstücke oder 
des Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Zu die-
sen untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen gehören auch solche für die 
Kleintierhaltung. 
 
Zur Wahrung des Gebietscharakters sollen die gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3 im Allgemei-
nen Wohngebiet allgemein zulässigen Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke nach § 1 Abs. 5 BauNVO durch textliche Fest-
setzung (TF) ausgeschlossen werden. Zudem werden die gemäß § 4 Abs. 3 Nrn.  1 - 
5 BauNVO im Allgemeinen Wohngebiet ausnahmsweise zulässigen Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Ver-
waltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO aus-
geschlossen. Hierzu erfolgt die folgende textliche Festsetzung: 
 
TF 1: Im allgemeinen Wohngebiet WA sind die nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 allgemein zu-
lässigen Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke unzulässig. Die gemäß § 4 Absatz 3 Nr. 1 - 5 der Baunutzungsverordnung 
zulässigen Ausnahmen sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 
 
Stellplätze und Garagen sind gemäß § 12 Abs. 2 BauNVO in allgemeinen Wohnge-
bieten für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf zulässig. Stell-
plätze und Garagen für Kraftfahrtzeuge mit einem Eigengewicht über 3,5 Tonnen so-
wie für Anhänger dieser Kraftfahrzeuge sind in allgemeinen Wohngebieten § 12 
Abs. 3 Nr. 2 BauNVO unzulässig.  
 
Hinsichtlich der Mindestanzahl der auf den Grundstücken nachzuweisenden Stell-
plätze gelten die Bestimmungen der Stellplatzsatzung der Gemeinde Oberkrämer 
vom Dezember 2005. Danach sind bei Einfamilienhäusern je Wohnung bis 80 m² 
Hauptnutzfläche mindestens ein Stellplatz, je Wohnung über 80 m² Hauptnutzfläche 
mindestens zwei Stellplätze nachzuweisen. 
 
Die Größe des festgesetzten Wohngebietes beträgt insgesamt rund 2.500 m². 



20 Bebauungsplan Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“, OT Vehlefanz – Begründung 
 

Stand: 14.09.2020 

5.1.2 Maß der Nutzung 

Die Festsetzungen zum Maß der im Baugebiet WA zulässigen baulichen Nutzung 
werden gemäß § 16 Abs. 2 BauNVO bestimmt durch die Festsetzung der Grundflä-
chenzahl gemäß § 19 Abs. 1 BauNVO und der Zahl der zulässigen Vollgeschosse 
gemäß § 20 Abs. 1 BauNVO. Die zusätzliche Festsetzung einer Geschossflächen-
zahl (GFZ) gemäß § 20 Abs. 2 BauNVO ist städtebaulich und auch für das Zustande-
kommen eines „qualifizierten“ Bebauungsplanes nicht erforderlich. 
 
Grundflächenzahl (GRZ) 
Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird entsprechend des Gebietscharakters mit 
0,25 festgesetzt. Damit wird eine ortsbildverträgliche Bebauungsdichte mit einem wei-
terhin hohen Anteil von Grün- und Erholungsflächen gewährleistet. Das gemäß § 17 
Abs. 1 BauNVO in allgemeinen Wohngebieten (WA) zulässige Maß der baulichen 
Nutzung mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 wird bei der vorliegenden Planung 
zur Wahrung des Gebietscharakters unterschritten. 
 
Die zulässige Grundfläche der Hauptanlagen darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO durch 
Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO und 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück le-
diglich unterbaut wird, regelmäßig um bis zu 50 % überschritten werden. Eine davon 
abweichende Regelung ist nicht vorgesehen. Mit den Überschreitungsmöglichkeiten 
nach § 19 Abs. 4 BauNVO ergibt sich für das festgesetzte Allgemeine Wohngebiete 
(WA) eine zulässige „Gesamt-GRZ“ von 0,375.  
 
Zahl der zulässigen Vollgeschosse (Z) 
Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse (Z) wird zur Gewährleistung einer ortsbildver-
träglichen Höhenentwicklung auf zwei Vollgeschosse als Höchstmaß festgesetzt. 
Als Vollgeschosse gelten gemäß § 20 Abs. 1 BauNVO Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind oder auf ihre Zahl angerechnet werden. 
Hierzu gehören gemäß § 2 Absatz 6 der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) in 
der seit 2016 geltenden Fassung oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenober-
kanten im Mittel mehr als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragen. Im Übri-
gen sind sie Kellergeschosse. Gemäß § 89 Absatz 2 BbgBO (Übergangsvorschriften) 
gelten die Bestimmungen zu Vollgeschossen aus der Brandenburgischen Bauord-
nung mit dem Stand vom 17. September 2008 solange § 20 Abs. 1 der BauNVO zur 
Begriffsbestimmung des Vollgeschosses auf die Landesebene verweist. 
 
Ergänzende Festsetzungen zur zulässigen Höhe (H) der Gebäude sollen nicht getrof-
fen werden. Die Höhe der Häuser ist insbesondere abhängig von der Dachform. In 
Abhängigkeit von der als Höchstmaß festgesetzten Zahl der Vollgeschosse ist bei 
Verwendung eines spitzen Satteldachs von maximalen Firsthöhen (FH) von 9,0 m 
sowie von maximalen Traufhöhen (TH) bzw. Wandhöhen von 7,0 m auszugehen. Bei 
eingeschossiger Bauweise im Bungalowstil sind die Firsthöhen bzw. Wandhöhen ent-
sprechend geringer. 
 
Ein Souterrain wird nur dann nicht als Vollgeschoss angerechnet, wenn die Decken-
oberkante im Mittel weniger als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt. Aus-
gebaute Dachgeschosse gelten gemäß Brandenburgischer Bauordnung (Stand 
19.Mai 2016) in der Regel als oberirdische Geschosse (Vollgeschosse).  
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5.1.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Im Baugebiet WA erfolgt die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen 
durch die Ausweisung eines Baufensters anhand von Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 1 
BauNVO. Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Gebäude und Gebäudeteile 
nicht überschritten werden. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Aus-
maß kann gemäß § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO zugelassen werden. Stellplätze und 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. Eine hiervon abweichende Regelung soll nicht getrof-
fen werden. 
 
Die Tiefe des Baufensters beträgt 20 m. Die festgesetzten Baugrenzen halten zu dem 
südlich angrenzenden Baugrundstück einen Abstand von 3,0 m ein. Die Abstandser-
fordernisse gemäß den Bestimmungen der Brandenburgischen Bauordnung bleiben 
unberührt. Entlang der Straßenverkehrsfläche halten die festgesetzten Baugrenzen 
zur Gewährleistung einer einheitlichen Vorgartenzone einen Abstand von 5 m ein. Im 
Norden wird zur Gewährleistung einer einheitlichen Siedlungskante die rückwärtige 
Bauflucht der östlich angrenzenden Wohngrundstücke als Baugrenze aufgenommen.  
 
Für das Baugebiet WA erfolgt gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO eine Festsetzung der of-
fenen Bauweise in Form von Einzelhäusern. In der offenen Bauweise werden die Ge-
bäude mit seitlichem Grenzabstand errichtet. Ein Regelungsbedarf zur Festsetzung 
einer abweichenden Bauweise ist nicht gegeben. 
 
5.2 Mindestgröße der Baugrundstücke 

Zur Gewährleistung einer aufgelockerten Bebauung entsprechend der Umgebungs-
bebauung soll durch textliche Festsetzung für die Baugrundstücke eine Mindestgröße 
von 700 m² bestimmt werden: 
 
TF 2: Im allgemeinen Wohngebiet WA darf die Größe der Baugrundstücke 700 m² 
nicht unterschreiten. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB  
 
5.3 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Zur Berücksichtigung des Gebietscharakters soll durch textliche Festsetzung die Zahl 
der zulässigen Wohnungen auf eine Wohnung je Wohngebäude beschränkt werden: 
 
TF 3: Im allgemeinen Wohngebiet WA ist höchstens eine Wohnung je Wohngebäude 
zulässig. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB  
 
Damit wird die zulässige Bebauung auf Einfamilienhäuser beschränkt. Die Beschrän-
kung soll nicht für sogenannte „Einliegerwohnungen“ gelten, die keinen direkt nutz-
baren Wohnungszugang vom Freien aus haben. 
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5.4 Verkehrsflächen 

Die zur Regelung des Anschlusses der im Geltungsbereich gelegenen Grundstücke 
an die öffentlichen Straßenverkehrsflächen in den Geltungsbereich einbezogene Teil-
fläche der Straße „Am Vogelsang“ (Flurstück 94, Flur 5) wird als öffentliche Straßen-
verkehrsfläche festgesetzt. Die der allgemeinen Erschließung dienenden öffentli-
chen Straßenverkehrsflächen werden in der Planzeichnung durch Straßenbegren-
zungslinien abgegrenzt.  
 
Die Breite der Verkehrsfläche beträgt rund 5 m und genügt damit den Anforderungen 
an eine örtliche Erschließungsstraße. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist 
nicht Gegenstand der Festsetzung. Hierzu erfolgt eine klarstellende textliche Festset-
zung (TF 9). 
 
Ein Bedarf zur planungsrechtlichen Sicherung von Flächen für eine Wendeanlage im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans wird nicht gesehen, da die Stichstraße im wei-
ter Verlauf über eine Wendeanlage verfügt. 
 
Gegen die Planung bestehen gemäß Stellungnahme der unteren Verkehrsbehörde 
des Landkreises Oberhavel straßenverkehrsbehördlich keine Bedenken. Aufgrund 
anderer Vorschriften bestehende Verpflichtungen zum Einholen von Genehmigun-
gen, Bewilligungen oder Anordnungen, insbesondere auf Grundlage der Straßenver-
kehrsordnung (StVO) bleiben davon unberührt. 
 
5.5 Ausgleichs- und Vermeidungsmaßnahmen 

Die Aufstellung des Bebauungsplans 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ er-
folgt im Regelverfahren nach dem Baugesetzbuch. Über die Vermeidung und den 
Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes so-
wie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Absatz 
6 Nummer 7 Buchstabe a BauGB bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach 
dem Bundesnaturschutzgesetz) sind gemäß § 1a Abs. 3 BauGB in der Abwägung 
nach § 1 Absatz 7 BauGB zu berücksichtigen.  
 
Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Festsetzungen nach § 9 BauGB als Flächen 
oder Maßnahmen zum Ausgleich. Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen 
Entwicklung und den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege vereinbar ist, können die Festsetzungen auch an anderer Stelle 
als am Ort des Eingriffs erfolgen. Anstelle von Festsetzungen können auch vertragli-
che Vereinbarungen nach § 11 BauGB oder sonstige geeignete Maßnahmen zum 
Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. Ein Aus-
gleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt sind oder zulässig waren. 
 
Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Kli-
mawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klima-
wandel dienen, Rechnung getragen werden. Der Grundsatz ist in der Abwägung nach 
§ 1 Absatz 7 BauGB zu berücksichtigen. 
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Die zur Abwendung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. § 44 Abs. 5 
BNatSchG bzw. zur Aufrechterhaltung der ökologischen Funktion der von Eingriffen 
betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten von streng geschützten Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie oder der europäischen Vogelarten erforderlichen arten-
schutzrechtlichen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen sind der gemeind-
lichen Abwägung nicht zugänglich. 
 
5.5.1 Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 

Zur Minimierung erheblicher Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushaltes gemäß § 1a Abs. 3 BauGB durch die Versiegelung (Asphal-
tierung, Betonierung) von Flächen innerhalb des Baugebietes WA erfolgt eine textli-
che Festsetzung zum wasser- und luftdurchlässigen Aufbau von Stellplätzen und de-
ren Zufahrten sowie von Zufahrten für Garagen: 
 
TF 4: Im allgemeinen Wohngebiet WA ist eine Befestigung von Stellplätzen und deren 
Zufahrten sowie der Zufahrten von Garagen (einschließlich „Carports“) nur in wasser- 
und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch die Wasser- und Luftdurchlässigkeit 
wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltie-
rungen und Betonierungen sind unzulässig. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 
Zur Minimierung der Eingriffe in den Naturhaushalt erfolgt gemäß dem Gemeinsamen 
Rundschreiben des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft und des Minis-
teriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 11. Oktober 2011 zur 
Berücksichtigung dezentraler Lösungen zur Niederschlagsentwässerung bei der Be-
bauungsplanung gemäß § 54 Absatz 4 BbgWG in Verbindung mit § 9 Absatz 4 
BauGB eine Festsetzung zur Versickerung des auf dem Grundstück anfallenden Nie-
derschlagswassers: 
 
TF 5: Das von den Dachflächen anfallende Niederschlagswasser ist auf den Grund-
stücken, auf denen es anfällt, zu versickern. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 54 Abs. 4 BbgWG. 
 
Die Art der Versickerung (Flächenversickerung, Sickerschacht oder Rigolensystem) 
wird nicht festgelegt und bleibt der Entscheidung des Eigentümers vorbehalten.  
 
Die naturräumlichen Voraussetzungen sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
im Ergebnis einer Ersteinschätzung auf der Grundlage des Fachinformationssystems 
Boden des Landesamtes für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg mit Ein-
schränkungen gegeben. Art und Maß der im Bebauungsplan zulässigen Nutzungen 
stehen einer Versickerung des auf den Grundstücken anfallenden Niederschlagswas-
sers nicht entgegen.  
 
Zum Ausgleich sowie zur Verringerung der mit Umsetzung der Planung verbunde-
nen Eingriffe in Natur und Landschaft ist im Geltungsbereich des Bebauungsplans die 
Anlage einer rund 2.500 m² großen Streuobstwiese vorgesehen. Die Ausgleichsflä-
chen werden als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 



24 Bebauungsplan Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“, OT Vehlefanz – Begründung 
 

Stand: 14.09.2020 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB fest-
gesetzt, in Verbindung mit einer Festsetzung als Private Grünfläche gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 15 BauGB mit Zweckbestimmung „Ausgleichsfläche“ (SPE 1). Die durchzuführen-
den Ausgleichsmaßnahmen werden durch textliche Festsetzung geregelt: 
 
TF 6: Die Ausgleichsfläche „SPE 1“ ist durch Einsaat einer Gras-/Kräutermischung zu 
begrünen und als Obstwiese anzulegen. Je angefangene 100 m² Ausgleichsfläche ist 
ein Obstbaumhochstamm der Sortierung 10/12 in regionalen, alten Apfel- und Bir-
nensorten zu pflanzen (mindestens 25 Obstbäume). Die Obstwiese ist dauerhaft als 
extensiv gepflegte Streuobstwiese zu erhalten. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 
 
Die Größe der Ausgleichsfläche beträgt rund 2.500 m². Die mit Umsetzung der Pla-
nung verbundene maximale Bodenversiegelung in Höhe von 625 m² (2.500 m² x 0,25 
GRZ) zuzüglich der Überschreitungsmöglichkeiten für Stellplätze, Garagen, Zufahr-
ten und Nebenanlagen in Höhe von 50 % (insgesamt somit 938 m²) sowie der dauer-
hafte Verlust von Vegetationsflächen in gleichem Umfang können unter Berücksichti-
gung der vorgesehenen Minimierungsmaßnahmen sowie der Multifunktionalität der 
Ausgleichsmaßnahme mit Anlage der geplanten Streuobstwiese kompensiert wer-
den. Die geplanten Streuobstwiese dient zudem der Ortsrandgestaltung sowie der 
Schaffung von zusätzlichen Lebensraumstrukturen insbesondere für Brutvögel. 
 
Die Durchführung der Ausgleichsmaßnahme gemäß § 1a Absatz 3 BauGB sowie der 
dauerhafte Erhalt der Flächen als extensiv genutzte Streuobstwiese wird vor Sat-
zungsbeschluss durch vertragliche Vereinbarung in einem städtebaulichen Vertrag 
nach § 11 BauGB gesichert. 
 
Die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Oberhavel verweist in ihrer Stellung-
nahme im Rahmen der Behördenbeteiligung darauf, dass es für die erfolgreiche Um-
setzung einer Grünlandextensivierung grundsätzlich notwendig ist, ein geeignetes 
Pflegeregime festzusetzen. Es empfiehlt sich danach zunächst eine Aushagerung. 
Hierzu sollte die Fläche zweimal jährlich gemäht und das Mahdgut abtransportiert 
werden. Mittelfristig (ca. nach 5 - 10 Jahren) kann auch ein Mulchen erfolgen. Ziel der 
Maßnahme sollte die Entwicklung einer deutlich höheren Pflanzendiversität sein, die 
sich für gewöhnlich bei geringen Nährstoffmengen im Boden und einer moderaten 
Mahdhäufigkeit (1 bis 2 Mal jährlich) einstellt. Sollte sich mittelfristig keine Zunahme 
der Artenvielfalt – insbesondere der krautigen Pflanzen – einstellen, sollte das Pfle-
geregime angepasst und ggf. nachgesät werden.  
 
Unbedingt zu beachten sind gemäß Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
die Vogelbrutzeiten. Empfehlenswert ist danach eine Mahd im Frühsommer (ca. 
Mitte/Ende Juni) und eine weitere im Herbst. 
 
Eine schutzgutbezogene Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung erfolgt in Kap. 7.5.1 der 
Begründung. Die zur Gewährleistung der Ausgleichsfunktion zu berücksichtigenden 
Mindeststandards sind in Kap. 7.5.2. der Begründung aufgeführt. 
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5.5.2 Anpflanzgebote, Erhaltungsbindungen 

Die vorgesehene Anpflanzung von mindestens fünfundzwanzig großkronigen Obst-
bäumen wird als Ausgleichsmaßnahme auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB planungsrechtlich gesichert. Auf die Festsetzung von weiteren Anpflanzgebo-
ten auf den jeweiligen Baugrundstücken kann unter Berücksichtigung der vorgesehe-
nen Ausgleichsmaßnahmen verzichtet werden. 
 
Auf die Festsetzung von Erhaltungsbindungen für die im Geltungsbereich vorhande-
nen Bäume kann aufgrund der rechtskräftig festgesetzten Baumschutzsatzung der 
Gemeinde Oberkrämer verzichtet werden. 
 
5.6 Gestalterische und bauordnungsrechtliche Festsetzun-
gen 

Zur Wahrung des Gebietscharakters sind Regelungen zur zulässigen Höhe und Ge-
staltung von baulichen Einfriedungen sowie zur Ausbildung des obersten zulässigen 
Vollgeschosses als Dachgeschoss vorgesehen. Ein Ausschluss von Sockelmauern 
dient der Aufrechterhaltung der Biotopverbindungsfunktion der Flächen für Kleintiere. 
 
TF 7: Bauliche Einfriedungen sind nur als offene Zäune mit einer Höhe von maximal 
1,80 m zulässig. Mauern einschließlich Sockelmauern sind unzulässig. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 1 Nr. 1 BbgBO. 
 
Offene Zäune im Sinne der Brandenburgischen Bauordnung und dieser gestalteri-
schen und bauordnungsrechtlichen Festsetzung sind luft- und lichtdurchlässig, 
stellen also keinen vollständigen Sichtschutz dar. Beispiele sind etwa Zäune, die aus 
Holzlatten mit entsprechenden Abständen zwischen den einzelnen Latten bestehen 
sowie Metallgitterzäune (ohne Sichtschutzstreifen) oder Drahtzäune. Sichtschutz-
wände oder Metallgitterzäune mit eingezogenen Sichtschutzstreifen (Kunststofflamel-
len) oder Steinschüttungen sind keine offenen Zäune im Sinne der Festsetzung. 
 
Heckenpflanzungen aus Bäumen und Sträuchern sind keine baulichen Einfriedungen. 
Hier sind gegebenenfalls Grenzabstände nach den Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Nachbarschaftsrechts zu beachten. 
 
TF 8: Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist das oberste zulässige Vollgeschoss als 
Dachgeschoss auszubilden. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 1 Nr. 1 BbgBO. 
 
5.7 Immissionsschutz 

Die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich nicht im unmit-
telbaren Einwirkungsbereich der Bärenklauer Straße (K 6506). Die Entfernung von 
der südlichen Grundstücksgrenze zur überörtlichen Hauptverkehrsstraße beträgt 
über 100 m. 
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Nach derzeitigem Stand befindet sich das Plangebiet auch nicht im Einwirkungsbe-
reich eines immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Betriebes. Immissi-
onskonflikte zwischen den vorhandenen Wohnnutzungen und den landwirtschaftli-
chen Nutzungen der ortsansässigen Landwirtschaftsbetriebe sind nicht bekannt.  
 
Das Landesamt für Umwelt wurde als zuständige Immissionsschutzbehörde im Rah-
men der Behördenbeteiligung an der Planung beteiligt. Aus Sicht des Immissions-
schutzes bestehen zur Planung keine Bedenken. 
 
5.8 Hinweise 

Besonderer Artenschutz gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind artenschutzrechtlich relevante Vor-
kommen von Brutvögeln der europäischen Vogelarten (Gebüsch- und Baumbrüter) 
möglich. Für diese Tierarten gelten die Zugriffs- und Störungsverbote des § 44 Abs. 1 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).  
 
Zur Vermeidung von Verstößen gegen die Zugriffs- und Störungsverbote ist die Bau-
feldfreimachung einschließlich von Maßnahmen zur Vegetationsbeseitigung 
außerhalb der Fortpflanzungs- und Aufzuchtzeiten durchzuführen. 
 
Sollten im Vorfeld von Baumaßnahmen einschließlich von Maßnahmen zur Vegetati-
onsbeseitigung Fortpflanzungs- und Ruhestätten der besonders geschützten Tierar-
ten festgestellt werden und deren Beseitigung (Entnahme, Beschädigung oder Zer-
störung) zur Realisierung der Baumaßnahmen unabdingbar sein, sind diese vor Be-
ginn der Arbeiten zu erfassen und der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises 
Oberhavel zur Kenntnis zu geben. Hieraus können sich Restriktionen für die Baumaß-
nahmen ergeben oder die Durchführung vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen bzw. 
die Erteilung von Ausnahmen von den Verboten des besonderen Artenschutzes (§ 44 
BNatSchG) erforderlich werden.  
 
Baumschutzsatzung 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Baumschutzsatzung der Gemeinde 
Oberkrämer. 
 
Stellplatzsatzung 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde 
Oberkrämer. 
 
5.9 Planunterlage 

Als Planunterlage dient der Lageplan des öffentlich bestellten Vermessungsingeni-
eurs Gerhard Schech vom 28.10.2019 mit örtlicher Vermessung vom 21.10.2019 und 
Stand der Katasterunterlagen vom 28.10.2019.  
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5.10 Flächenbilanz 

Nutzungsart Flächengröße 
Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO  2.500 m² 

Private Grünfläche „Streuobstwiese“  2.500 m² 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche   700 m² 

Plangebiet gesamt  5.700 m² 
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6 Auswirkungen der Planung 

6.1 Auswirkungen auf bestehende Nutzungen 

Mit der vorliegenden Planung wird die Wohnnutzung im Ortsteil Vehlefanz der Ge-
meinde Oberkrämer durch Nachverdichtung von Siedlungsflächen unter Inanspruch-
nahme vorhandener Infrastruktur gestärkt. Eine Einschränkung bestehender Nutzun-
gen im Plangebiet oder in dessen Umfeld ist nicht erkennbar. Gemäß Hinweis des 
Bereichs Landwirtschaft des Landkreises Oberhavel ist eine landwirtschaftliche Nut-
zung der Flächen nicht angezeigt. 
 
Nachteilige Auswirkungen, die soziale Maßnahmen nach § 180 und § 181 BauGB er-
fordern sind nicht gegeben. Die Erforderlichkeit einer Aufhebung von Miet- oder 
Pachtverhältnissen nach § 183 BauGB oder anderer Vertragsverhältnisse nach § 184 
BauGB ist nach derzeitigem Stand zur Verwirklichung der Ziele und Zwecke der Pla-
nung nicht erkennbar. 
 
6.2 Verkehr 

Mit Umsetzung der Planung sind keine erheblichen Auswirkungen auf die verkehrli-
che Situation im Plangebiet und dessen Umfeld zu erwarten. Die Straße „Am Vogel-
sang“ ist dafür geeignet, den von drei weiteren Einfamilienhäusern verursachten 
PKW-Verkehr aufzunehmen. Gegen die Planung bestehen gemäß Stellungnahme 
der unteren Verkehrsbehörde des Landkreises Oberhavel straßenverkehrsbehördlich 
keine Bedenken. Aufgrund anderer Vorschriften bestehende Verpflichtungen zum 
Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen oder Anordnungen, insbesondere auf 
Grundlage der Straßenverkehrsordnung (StVO) bleiben davon unberührt. 
 
6.3 Ver- und Entsorgung 

Zur bedarfsgerechten Versorgung des Plangebietes ist mit Umsetzung der Planung 
gegebenenfalls ein Ausbau bzw. eine Erweiterung des Versorgungsnetzes erforder-
lich. Die im Gemeindegebiet vertretenen und möglicherweise von der Planung be-
rührten Versorgungsträger wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB an der 
Planung beteiligt. Die erforderlichen technischen Planungen für die Versorgung mit 
Elektroenergie, Erdgas und Trinkwasser sowie die Abwasserentsorgung werden im 
Rahmen der Fachplanungen entwickelt und in den Ausführungsplanungen zur inter-
nen Erschließung detailliert. 
 
6.4 Soziale Infrastruktur 

Ein zusätzlicher Bedarf an sozialer Infrastruktur durch die mit Umsetzung der Planung 
verbundene Errichtung von maximal drei Einfamilienhäusern ist nicht gegeben. 
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6.5 Umwelt, Natur und Landschaft 

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im zweistufigen Regelverfahren, mit 
Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die Belange des 
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB, in der die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht nach der An-
lage 1 zum Baugesetzbuch beschrieben und bewertet werden.  
 
Der Umweltbericht mit einer schutzgutbezogenen Beschreibung und Bewertung des 
derzeitigen Umweltzustandes sowie einer schutzgutbezogenen Prognose zur Ent-
wicklung Umweltzustandes bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung 
(Basisszenario) wurde zur Entwurfsfassung des Bebauungsplans erarbeitet und im 
weiteren Planverfahren fortgeschrieben. 
 
6.6 Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt 

Die Planungs- und Erschließungskosten sowie die Kosten für die Anlage und die dau-
erhafte Erhaltung der Ausgleichsmaßnahmen werden auf der Grundlage eines städ-
tebaulichen Vertrages von Seiten des Vorhabenträgers übernommen.  
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7 Umweltbericht 

7.1 Einleitung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen eine 
Umweltprüfung durchzuführen, bei der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen 
im Hinblick auf die Belange des Umweltschutzes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB 
ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Dabei legt der Plan-
geber den Umfang und den Detaillierungsgrad der Umweltprüfung fest. Die Inhalte des Um-
weltberichtes werden in der Anlage zu § 2 Abs. 4 und den §§ 2a und 4c des Baugesetzbuches 
geregelt.  
Bestandteil der Umweltprüfung ist die Bewältigung der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung. Zudem erfolgen eine Einschätzung zu mögliche Auswirkungen des Vorhabens auf die 
nächstgelegenen Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (Natura 2000-Gebiete) und eine 
Prüfung der möglichen Betroffenheit der europäisch geschützten Arten im Hinblick auf die die 
Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG. 
Die Umweltbelange im Sinne des § 1 Abs. 6 BauGB sind in die Abwägung einzustellen. Den 
Erfordernissen des Klimaschutzes soll gemäß § 1a Abs. 5 BauGB bei der Aufstellung der Bau-
leitpläne sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Die Be-
lange des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG sind der gemeindlichen 
Abwägung nicht zugänglich. 
Zur Vorentwurfsfassung wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im 
Zuge der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zur Äußerung im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB auf-
gefordert. Sofern bei den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange umweltrele-
vante Gutachten bzw. Untersuchungen mit Relevanz für die Änderung vorliegen, wurden diese 
darum gebeten, diese Unterlagen zur Verfügung zu stellen.  
Gemäß den Vorschriften zur Durchführung einer Umweltprüfung ergeben sich Beschränkun-
gen im Hinblick auf die Ermittlungspflichten dahingehend, dass nur Umweltauswirkungen zu 
prüfen sind, die die genannten Schutzgüter voraussichtlich erheblich beeinträchtigen.  
Gemäß Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Oberhavel im Rah-
men der Behördenbeteiligung bestehen zur vorgelegten Planung keine naturschutzrechtlichen 
Einwände. Die Hinweise aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung wurden angemessen be-
rücksichtigt. 
 
7.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Be-

bauungsplans 

Planungsziel des Bebauungsplans Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ im Ortsteil 
Vehlefanz der Gemeinde Oberkrämer ist die planungsrechtliche Sicherung von Wohnbauflä-
chen für die Errichtung von drei Wohngebäuden in Form von Einfamilienhäusern. Dazu erfolgt 
die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes gemäß § 4 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) unter Ausschluss der in Allgemeinen Wohngebieten grundsätzlich zulässigen 
kirchlichen, kulturellen, sozialen, gesundheitlichen und sportlichen Anlagen sowie der aus-
nahmsweise zulässigen Nutzungen.  
Die Größe des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes beträgt rund 0,25 ha.  
Für das Allgemeine Wohngebiet wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,25 festgesetzt, die 
durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und bauliche Anlagen un-
terhalb der Geländeoberfläche um 50 % überschritten werden darf. Insgesamt können mit 
Umsetzung der Planung damit auf den Baugrundstücken bis zu 37,5 % der Flächen überbaut 
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und befestigt werden. Dies entspricht einer Fläche von rund 937 m². Die nicht überbauten bzw. 
befestigten Grundstücksflächen sind zu begrünen und gärtnerisch anzulegen. Dies entspricht 
einer Fläche von rund 1.563 m². 
 
Zur Gewährleistung einer ortsbildverträglichen Höhenentwicklung wird die zulässige Höhe der 
Wohngebäude auf zwei Vollgeschosse begrenzt.  
Zur Minimierung der Versiegelung sind Stellplätze und Zufahrten in einem wasser- und luft-
durchlässigen Aufbau herzustellen. Das anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grund-
stück zu versickern. Zur Gewährleistung des Biotopverbundes erfolgt ein Ausschluss von So-
ckelmauern.  
Zur Kompensation der mit Umsetzung der Planung verbundenen Eingriffe in Natur und Land-
schaft sowie zur Eingrünung des Wohngebietes zum angrenzenden Landschaftsraum erfolgt 
die Festsetzung zur Anlage einer 2.500 m² großen Streuobstwiese mit der Pflanzung von min-
destens 25 hochstämmigen Obstbäumen in alten, regionalen Sorten. Die Flächen werden als 
Private Grünflächen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft (Ausgleichsfläche) festgesetzt und sind dauer-
haft als extensiv gepflegte Streuobstwiese zu erhalten. 
Die angrenzende und bereits befestigte Erschließungsstraße „Am Vogelsang“ wird in den Gel-
tungsbereich einbezogen und als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 
Mit der vorliegenden Planung erfolgt die Arrondierung eines bereits bestehenden und weitge-
hend erschlossenen Wohngebietes unter Nutzung der bereits vorhandenen Infrastruktur. Mit 
Umsetzung der Planung ist – bezogen auf die zukünftig eingefriedeten Baugrundstücke - ein 
zusätzlicher Flächenverbrauch in Höhe von 0,25 ha (2.500 m²) verbunden. 
 
7.1.2 Für die Umweltprüfung relevante Fachgesetze und Fachpläne 

Neben den Vorschriften des Baugesetzbuches mit den umweltbezogenen Zielsetzungen der 
§§ 1 und 1a BauGB existieren eine Reihe weiterer für die Bauleitplanung relevanter Fachge-
setze, Verordnungen und Richtlinien mit umweltschützendem Charakter sowie übergeordnete 
Planungen mit Zielaussagen zum Umweltschutz, die als Grundlage und Bewertungsmaßstäbe 
für die Ermittlung der Umweltauswirkungen der Planung heranzuziehen sind.  
Dies sind vor allem die Ziele  
 

- des Bundes- bzw. Landesnaturschutzgesetzes (BNatSchG; BbgNatSchAG), 
- des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG), der Bundesbodenschutz- und Altlas-

tenverordnung (BBodSchV), 
- des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), des Landeswassergesetzes (BbgWG), der 

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), 
- des Bundes- bzw. Landesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG, LImSchG Branden-

burg) mit den entsprechenden Richtlinien und Verwaltungsvorschriften (BImSchV, 
DIN 18005, TA Lärm, TA Luft), 

- des Landeswaldgesetzes (LWaldG Brandenburg) sowie 
- des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG). 

 
Bei den Fachplanungen sind insbesondere die Zielaussagen des Landschaftsplans der Ge-
meinde Oberkrämer in der Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung zu berücksich-
tigen. Dieser beinhaltet die Zielaussagen des Landschaftsprogramms Brandenburg sowie des 
Landschaftsrahmenplans für den Landkreis Oberhavel. 
 
Naturschutz und Landschaftspflege 
Im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind die Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in § 1 Abs. 1 vorangestellt. Danach sind Natur und Landschaft so zu schützen, 
zu pflegen, zu entwickeln und soweit erforderlich wiederherzustellen, dass die biologische 
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Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes einschließlich der Rege-
nerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, sowie die Vielfalt, Ei-
genart und Schönheit und der Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert 
sind.  
Eingriffe in Natur und Landschaft, d.h. Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grund-
flächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden 
Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder 
das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können, sind zu vermeiden, zu minimieren o-
der, soweit dies nicht möglich ist, auszugleichen (§§ 14 bis 17 BNatSchG). Gemäß § 18 
BNatSchG ist bei Eingriffen in Natur und Landschaft über die Vermeidung, den Ausgleich und 
den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden. Gemäß § 1a Abs. 3 
BauGB erfolgt der Ausgleich durch geeignete Festsetzungen nach § 9 BauGB als Flächen 
oder Maßnahmen zum Ausgleich. Anstelle von Festsetzungen können auch vertragliche Ver-
einbarungen gemäß § 11 BauGB (Städtebaulicher Vertrag) oder sonstige geeignete Maßnah-
men zum Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. Ein 
Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt sind oder zulässig waren. 
In Schutzgebieten nach dem Naturschutzrecht wie z. B. in Landschaftsschutzgebieten, Natur-
schutzgebieten oder Natura 2000-Gebieten (FFH-Gebiete und europäische Vogelschutzge-
biete - SPA-Gebiete) haben gebietsbezogene, umweltfachliche Ziele Vorrang von Nutzungs-
ansprüchen, die diesen Zielen entgegenstehen können. § 30 BNatSchG regelt den Schutz 
bestimmter Biotope wie z. B. natürliche und naturnahe Bereiche von Gewässern, Moore, 
Sümpfe und Röhrichte, Trockenrasen sowie Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, die eine beson-
dere Bedeutung haben. § 44 Abs. 1 BNatSchG regelt in Verbindung mit § 44 Abs. 5 
BNatSchG die Zugriffsverbote für besonders und streng geschützte Tier- und Pflanzenarten 
aus nationalen und europäischen Verordnungen und Richtlinien (Europäische Artenschutz-
verordnung, FFH-Richtlinie, Europäische Vogelschutz-Richtlinie). 
Das Brandenburgische Naturschutzausführungsgesetz (BbgNatSchAG) regelt die landes-
rechtlichen Verfahrensvorschriften und ergänzt das Bundesnaturschutzgesetz zu Vorschriften 
des Landesrechts, sofern das Bundesnaturschutzgesetz eine solche Regelung zulässt. § 17 
BbgNatSchAG regelt den Schutz von Alleen. § 18 BbgNatSchAG regelt den Schutz weiterer 
Biotope wie Feuchtwiesen, Lesesteinhaufen, Streuobstbestände, Moorwälder, Hangwälder 
und Restbestockungen anderer natürlicher Waldgesellschaften. 

Bodenschutz 
Für das Schutzgut Boden sind die Ziele in den §§ 1 und 2 Bundesbodenschutzgesetz 
(BBodSchG) benannt. Danach sind die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder 
wiederherzustellen, schädliche Bodenveränderungen sind abzuwehren, der Boden und Altlas-
ten sind einschließlich hierdurch verursachter Gewässerverunreinigungen zu sanieren. Beein-
trächtigungen der natürlichen Bodenfunktionen sowie der Funktionen als Archiv für Natur- und 
Kulturgeschichte sind soweit wie möglich zu vermeiden. Auch im Baugesetzbuch (BauGB) 
wird der sparsame Umgang mit dem Boden gefordert. Dabei sollen die Möglichkeiten zur Wie-
dernutzbarmachung und Nachverdichtung von Flächen genutzt werden und Bodenversiege-
lungen auf das notwendige Maß begrenzt werden (§ 1a BauGB). 

Gewässerschutz 
Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG) 
regeln den Schutz, den Umgang und die Benutzung von Oberflächen- und Grundwasser durch 
eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung. Gewässer sind als Bestandteil des Naturhaushal-
tes, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als 
nutzbares Gut zu schützen. Im besonderen Fokus stehen hierbei der Schutz und die Verbes-
serung des Zustands der aquatischen Ökosysteme und des Grundwassers einschließlich was-
sergebundener Landökosysteme. Vermeidbare Beeinträchtigungen der ökologischen Funk-
tion der Gewässer sind zu unterlassen. Stoffeinträge sind zu reduzieren. Es besteht ein Ver-
schlechterungsverbot. 
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Immissionsschutz 
Das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) ist im Rahmen der Bauleitplanung vor al-
lem in Verbindung mit der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) sowie den einschlä-
gigen Regelungen der Technischen Ausführung (TA) Lärm, der TA Luft, der DIN 18005 (Lärm-
schutz im Städtebau) und dem Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG zu beachten. Die in 
den Verordnungen präzisierten Zielsetzungen des BImSchG dienen dem vorbeugenden 
Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen, des Bodens, Wassers und der Atmosphäre sowie 
der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen. Kriterien für die Beurteilung 
der Luftqualität sind europaweit festgelegt. Für bestimmte Schadstoffe, wie Schwefeldioxid, 
Feinstaub, Stickstoffoxide, Benzol, Kohlenmonoxid und Ozon existieren Grenzwerte. In 
Deutschland sind die 39. BImSchV sowie die TA Luft zu beachten. 

Wald 
Gemäß Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) ist Wald wegen seiner Bedeutung 
für die Umwelt, insbesondere für die dauernde Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und 
der Tier- und Pflanzenwelt, das Klima, den Wasserhaushalt, die Reinhaltung der Luft, die na-
türlichen Bodenfunktionen, als Lebens- und Bildungsraum, das Landschaftsbild und die Erho-
lung der Bevölkerung (Schutz- und Erholungsfunktion) sowie wegen seines wirtschaftlichen 
Nutzens (Nutzfunktion) zu erhalten, erforderlichenfalls zu mehren und seine ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern. Wald darf nur mit Genehmigung der unteren Forstbe-
hörde in eine andere Nutzungsart zeitweilig oder dauernd umgewandelt werden. Die nachtei-
ligen Wirkungen einer Umwandlung für die Schutz- oder Erholungsfunktionen des Waldes sind 
auszugleichen. 

Denkmalschutz 
Denkmale sind gemäß dem Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzt (BbgDSchG) als 
Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte und prägende Bestandteile der Kulturland-
schaft des Landes Brandenburg nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu schützen, zu 
erhalten, zu pflegen und zu erforschen. Dem Schutz unterliegt auch die nähere Umgebung 
eines Denkmals, soweit sie für dessen Erhaltung, Erscheinungsbild oder städtebauliche Be-
deutung erheblich ist (Umgebungsschutz). 

Landschaftsplan der Gemeinde Oberkrämer 
Für die Gemeinden des ehemaligen Amtes Oberkrämer und heutigen Ortsteile der Gemeinde 
Oberkrämer liegt ein Landschaftsplan vor. Im Entwicklungskonzept des Landschaftsplans für 
den heutigen Ortsteil Vehlefanz vom Dezember 2001 werden die südlichen Flächen im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans als Wohnbauflächen nachrichtlich aus dem Flächennut-
zungsplan übernommen. Für den nördlichen Siedlungsrand sind im Entwicklungskonzept des 
Landschaftsplans Maßnahmen zur Ortsrandgestaltung vorgesehen (M 11 – Maßnahmen zur 
Pflege und Entwicklung der Landschaft). Die Planung zum Bebauungsplan Nr. 68/2019 „Am 
Vogelsang“ folgt den Darstellungen aus dem Landschaftsplan. 
Die schutzgutbezogenen Bestandsdarstellungen und -bewertungen sind der nachfolgenden 
Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen zu entnehmen. 
 
7.1.3 Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

Grundlage für die Beurteilung der Umweltauswirkungen bilden neben den fachgesetzlichen 
Zielen und Plänen wie dem Landschaftsprogramm Brandenburg, dem Landschaftsrahmen-
plan für den Landkreis Oberhavel und dem Landschaftsplan für das Gemeindegebiet Ober-
krämer, die im Umweltbericht und der zugehörigen Referenzliste aufgeführten Unterlagen und 
Gutachten.  
Die im Zuge der frühzeitigen Behördenbeteiligung zum Vorentwurf des Bebauungsplans vom 
Januar 2020 eingegangenen umweltrelevanten Hinweise wurden in die schutzgutbezogene 
Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen eingearbeitet. 
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Die Festlegung der Untersuchungsräume für die einzelnen Schutzgüter richtet sich nach den 
möglichen Umweltauswirkungen. Hauptkriterien für die Abgrenzung sind die Reichweiten der 
Wirkfaktoren der Planung sowie die an das Planungsgebiet angrenzenden Nutzungen und die 
örtlichen Gegebenheiten. 
 
7.2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umwelt-
auswirkungen 

7.2.1 Auswirkungen auf Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 

Die nächstgelegenen Schutzgebiete des europäischen Schutzgebietssystems Natura 2000 
sind das FFH-Gebiet „Behrensbrück“ (DE 3244-303) in einer Entfernung von rund 5.300 m 
nordöstlich sowie das europäische Vogelschutzgebiet (SPA-Gebiet) „Rhin-Havelluch (DE 
3242-421) in einer Entfernung von rund 7.500 m nordwestlich. Auswirkungen auf die Schutz- 
und Erhaltungsziele dieser Natura 2000-Gebiete sind unter Berücksichtigung der Entfernung 
von über 5.000 m nicht zu erwarten. 
 
7.2.2 Auswirkungen auf den Flächenverbrauch 

Mit der vorliegenden Planung erfolgt die Arrondierung eines bereits bestehenden und weitge-
hend erschlossenen Wohngebietes unter Nutzung der bereits vorhandenen Infrastruktur. Mit 
Umsetzung der Planung ist – bezogen auf die zukünftig eingefriedeten Baugrundstücke - ein 
zusätzlicher Flächenverbrauch in Höhe von 0,25 ha (2.500 m²) verbunden. Die mit der 
Nachverdichtung verbundene zusätzliche Überbauung bzw. Versiegelung von Boden ist Ge-
genstand der Umweltprüfung zur Entwicklung des Umweltzustandes für das Schutzgut Boden. 
 
7.2.3 Schutzgut Boden 

Ausgangssituation (Basisszenario) 

Das Plangebiet befindet sich im Siedlungszusammenhang des Ortsteils Vehlefanz im Natur-
raum des Ländchen Glien. Das Geländerelief ist eben und steigt nach Nordosten leicht an. 
Nördlich und östlich in rund 1 km Entfernung beginnt die Niederungslandschaft der Zehdenick-
Spandauer Havelniederung mit dem Kienluch. 
Bei den Böden im Plangebiet handelt es sich um sickerwasserbestimmte Tieflehme und 
Sande auf denen sich überwiegend Fahlerde-Braunerden und Fahlerden gebildet haben. Die 
Bodenzahlen liegen überwiegend bei 30 – 50, verbreitet unter 30. Die Böden sind vorherr-
schend ohne Grund- und Stauwassereinfluss und haben kein oder nur kleinflächig Retenti-
onspotential. Die mittlere jährliche Sickerwasserrate ist hoch (> 201 mm/a). 
Mit Ausnahme der in den Geltungsbereich einbezogenen Straßenverkehrsflächen sind die 
Flächen bislang unversiegelt. Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen sind nicht bekannt.  
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung blieben die Flächen unversiegelt und würden weiterhin als 
Wiese im Siedlungszusammenhang mit dem angrenzenden Einfamilienhausgebiet genutzt. 
Bei Aufgabe der regelmäßigen Mahd der Flächen würde ein Gehölzaufwuchs erfolgen mit der 
damit verbundenen Nutzungsextensivierung und Aufwertung der Bodenfunktionen. 
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Mit Umsetzung der Planung kommt es im festgesetzten Wohngebiet bau- und anlagebedingt 
zu einem dauerhaften Verlust von Bodenfunktionen durch die Überbauung und Versiegelung 
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von Flächen mit baulichen Anlagen sowie die Befestigung der erforderlichen Erschließungs-
flächen.  
 
Im Rahmen der Eingriffsbilanzierung (vgl. Kap. 7.5.1) wurde unter Berücksichtigung der für 
das Baugebiet festgesetzten Grundflächenzahl und der zulässigen Überschreitungsmöglich-
keiten für Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und bauliche Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche, eine maximale Neuversiegelung in Höhe von 937 m² er-
mittelt. Die anzurechnende Neuversieglung wird durch den im Bebauungsplan verbindlich ge-
regelten wasser- und luftdurchlässigen Aufbau von Erschließungsflächen und den damit ver-
bundenen reduzierten Versieglungsgrad auf 781 m² reduziert. 
 
Für die festgesetzte Grün- und Ausgleichsfläche sind mit Umsetzung der Planung mit der da-
mit verbundenen Extensivierung durch die Nutzung der Flächen als Streuobstwiese positive 
Wirkungen für das Schutzgut Boden verbunden. 
 
Im Bereich der festgesetzten öffentlichen Straßenverkehrsflächen ist aufgrund der bereits be-
stehenden und ausreichenden Fahrbahnbefestigung mit keinen zusätzlichen Versiegelungen 
zu rechnen. Im Bereich der festgesetzten Grün- und Ausgleichsfläche ist mit keiner Versiege-
lung zu rechnen. 
 
Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 
Mit der Arrondierung eines bestehenden Wohngebietes unter Inanspruchnahme bereits vor-
handener Infrastruktur werden Eingriffe an anderer Stelle im Gemeindegebiet vermieden. Die 
Eingriffe in das Schutzgut Boden werden durch die Festsetzung einer - gegenüber der in der 
Baunutzungsverordnung festgelegten Obergrenze für Wohngebiete - reduzierten Grundflä-
chenzahl verringert. 
 
Zur Minimierung der mit einer Versiegelung von Flächen verbundenen Beeinträchtigungen der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Bodens erfolgt im Bebauungsplan eine Festsetzung 
zum wasser- und luftdurchlässigen Aufbau von Stellplätzen und Zufahrten. Die Wasser- und 
Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, 
Asphaltierung oder Betonierung sind unzulässig.  
 
Unter Berücksichtigung der im Bebauungsplan getroffenen Regelungen zur Minimierung und 
zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen sind mit Umsetzung der Planung keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden zu erwarten. 
 
7.2.4 Schutzgut Wasser 

Ausgangssituation (Basisszenario) 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Trinkwasserschutzgebieten und außerhalb von 
Überschwemmungsgebieten. Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer. Das 
Siedlungsgebiet östlich der Straße „Am Vogelsang“ wird durch einen Entwässerungsgraben 
begrenzt.  
Die Grundwasserflurabstände liegen zwischen 5 m und 10 m. Es besteht keine unmittelbare 
Gefährdung des Grundwassers durch flächenhaft eindringende Schadstoffe.  
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung blieben die Flächen unversiegelt und würden damit wei-
terhin uneingeschränkt für die flächenhafte Versickerung des anfallenden Niederschlagwas-
sers und die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen. Die Flächen würden weiterhin 
als Wiese im Siedlungszusammenhang mit dem angrenzenden Einfamilienhausgebiet genutzt 
mit den damit verbundenen Stoffeinträgen in das Grundwasser. Bei Aufgabe der 
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regelmäßigen Mahd der Flächen würde ein Gehölzaufwuchs erfolgen mit der damit verbunde-
nen Reduzierung der Grundwasserneubildung. 
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

Mit Umsetzung der vorliegenden Planung wird eine Überbauung bzw. Versiegelung von bis 
zu 37,5 % der Flächen im festgesetzten Wohngebiet zugelassen. Damit verbunden ist ein 
Verlust von versickerungsfähigem Boden mit der damit grundsätzlich verbundenen verminder-
ten Grundwasserneubildungsrate. 
Erhebliche Beeinträchtigungen der Gewässergüte des Grundwassers durch bau- oder be-
triebsbedingte direkte Stoffeinträge oder durch die Verunreinigung der Deckschichten sind 
unter Berücksichtigung der geplanten Wohnnutzungen und der gesetzlichen Bestimmungen 
zum Grundwasserschutz nicht zu erwarten. 
 
Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

Die Eingriffe in das Schutzgut Wasser werden im Bebauungsplan durch Festsetzung der Ver-
sickerung des auf den Grundstücken anfallenden Niederschlagswassers sowie durch eine 
Festsetzung zum luft- und wasserdurchlässigen Aufbau von Stellplätzen und Zufahrten mit 
der damit verbundenen flächenhaften Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers 
vermieden bzw. minimiert. 
Unter Berücksichtigung der im Bebauungsplan getroffenen Regelungen zur Vermeidung, Mi-
nimierung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen sind mit Umsetzung der Planung 
keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser zu erwarten. 
 
7.2.5 Schutzgut Klima und Lufthygiene 

Ausgangssituation (Basisszenario) 

Klimatisch ist das am Siedlungsrand gelegene Plangebiet den gering bis mäßig belasteten 
Siedlungsbereichen zuzuordnen. Mit Ausnahme der in den Geltungsbereich einbezogenen 
Straßenverkehrsflächen sind die Flächen bislang unversiegelt. Vorbelastungen durch Luft-
schadstoffe durch die Emissionen des Fahrzeugverkehrs auf der südlich gelegenen Haupt-
verkehrsstraße sind aufgrund der Entfernung von über 100 m nicht zu erwarten.  
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung blieben die Flächen unversiegelt und die klimawirksamen 
Vegetationsflächen vollständig erhalten. Bei Aufgabe der regelmäßigen Mahd der Flächen 
würde ein Gehölzaufwuchs erfolgen mit der damit verbundenen Verschiebung der Klimawirk-
samkeit der Flächen von der Bedeutung für die Kaltluftentstehung zu einer Bedeutung für die 
Frischluftentstehung und Staubbindung. 
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

Mit Umsetzung der vorliegenden Planung wird eine Überbauung bzw. Versiegelung von bis 
zu 37,5 % der Flächen im festgesetzten Wohngebiet zugelassen. Damit verbunden ist ein 
Verlust von bis zu 937 m² klimawirksamer Vegetationsflächen. 
Im Rahmen der Wohnnutzungen ist von der Verwendung emissionsarmer Heizsysteme nach 
dem Stand der Technik auszugehen. Beeinträchtigungen von Klimafunktionen durch Schad-
stoffeintrag mit einer wesentlichen Veränderung der Luftqualität sind daher nicht zu erwarten. 
 
Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

Die Eingriffe in das Schutzgut Klima und Luft werden im Bebauungsplan durch die Festset-
zung einer reduzierten Grundflächenzahl und des damit verbundenen höheren Anteils an 
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Vegetationsflächen sowie die Festsetzung einer offenen Bauweise in Form von Einzelhäusern 
minimiert.  
Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum wasser- und luftdurchlässigen Aufbau 
von Erschließungsflächen dienen auch der Vermeidung der großflächigen Asphaltierung oder 
Betonierung von Flächen mit den damit verbundenen Aufheizeffekten.  
Auf die Festsetzung von Maßnahmen zur extensiven Dachbegrünung oder Maßnahmen zur 
Fassadenbegrünung wurde aufgrund der geringen Überbauungsgrades verzichtet.  
Unter Berücksichtigung der im Bebauungsplan getroffenen Regelungen zur Vermeidung, Mi-
nimierung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen sind mit Umsetzung der Planung 
keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima und Lufthygiene zu er-
warten. 
 
7.2.6 Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Ausgangssituation (Basisszenario) 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Schutzgebieten nach dem Naturschutzrecht. Die 
nächstgelegenen Schutzgebiete des europäischen Schutzgebietssystems Natura 2000 sind 
das FFH-Gebiet „Behrensbrück“ (DE 3244-303) in einer Entfernung von rund 5.300 m nord-
östlich sowie das europäische Vogelschutzgebiet (SPA-Gebiet) „Rhin-Havelluch (DE 3242-
421) in einer Entfernung von rund 7.500 m nordwestlich. 
Nach Hinweis der unteren Naturschutzbehörde befinden sich die Flächen gemäß Biotopver-
bundkonzept des Landkreises Oberhavel von 2006 im Bereich einer großräumigen Entwick-
lungsfläche des Biotopverbundes zur Sicherung und Entwicklung der Rotbauchunkenvorkom-
men und des Landschaftswasserhaushaltes. 
Die Flächen im Geltungsbereich sind nach dem Biotopschlüssel des Landes Brandenburg 
dem Biotoptyp 051122 Frischwiesen, verarmte Ausprägung zuzuordnen. Der Straßenraum ist 
dem Biotoptyp 12612 Straßen mit Asphaltdecken, ohne Baumbestand zuzuordnen.  
Die vorkommenden Biotoptypen sind von allgemeiner Bedeutung. Geschützte Biotope gemäß 
§ 30 BNatSchG oder § 18 BbgNatSchAG sind im Plangebiet und angrenzend nicht vorhan-
den. Ein Vorkommen besonders geschützter Pflanzenarten ist nicht bekannt und unter Be-
rücksichtigung des Gebietscharakters auch nicht zu erwarten. 
Die südlich und östlich angrenzenden Flächen sind dem Biotoptyp 12261 Einzelhausbebau-
ung mit Ziergärten zuzuordnen, die westlich angrenzenden Flächen dem Biotoptyp 051122 
Frischwiesen, verarmte Ausprägung, die nördlich und nordöstlich angrenzenden Flächen dem 
Biotoptyp 09130 intensiv genutzte Äcker.  
Im Plangebiet befinden sich fünf kleinere Laubbäume (Pflaumen- bzw. Mirabellenbäume, 
Eschenahorn) mit einem Stammumfang zwischen 60 cm und 70 cm und einem Kronendurch-
messer zwischen 6 m und 8 m, eine Blaufichte sowie zwei Spätblühende Traubenkirschen 
und ein kleinerer Holunderstrauch. 
Im Hinblick auf die Bedeutung der Flächen für besonders geschützte Tierarten erfolgte gemäß 
Anforderung der unteren Naturschutzbehörde eine faunistische Untersuchung der Flächen 
insbesondere zum Vorkommen von Brutvögeln, Amphibien und Reptilien durch einen aner-
kannten Artenschutzsachverständigen (alnus – Arbeitsgemeinschaft Landschafts-, Natur- und 
Umweltschutz, Büro Hoffmann & Linge).  
Nach den Ergebnissen der Begehungen kann ein Vorkommen von Bodenbrütern wie Baum-
pieper, Goldammer oder Rotkehlchen aufgrund regelmäßiger Mahd und der Lage der Flächen 
im Siedlungszusammenhang mit einem hohen Aufkommen an Katzen und Hunden nahezu 
ausgeschlossen werden. Ein Vorkommen von allgemein häufigen, störunempfindlichen Ge-
büsch- bzw. Baumbrütern wie Amsel, Mönchsgrasmücke oder Ringeltaube in den Bäumen 
mit dichterem Astwerk ist grundsätzlich möglich, es wurden jedoch keine Nester aufgefunden. 
In einem Pflaumenbaum im Norden des Plangebietes wurden lediglich die Reste eines 
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Ringeltaubennestes gefunden. Für Höhlenbrütern wie Kohl- und Blaumeise bieten die jungen 
Bäume keine Brutmöglichkeiten.  
Eine Bedeutung der Flächen für Zauneidechsen kann ausgeschlossen werden. Die struktur-
armen Wiesen eignen sich nicht für Reptilien. Im Bereich des Untersuchungsgebietes sind 
keine Versteckmöglichkeiten für Reptilien vorhanden. Bereiche mit dichterer Vegetation konn-
ten durch häufige Mahd nicht entstehen. Vor allem aber fehlen weitgehend Nagergänge, in 
denen sich Zauneidechsen verstecken könnten. An den Rändern der Fläche sind Saumstruk-
turen kaum ausgebildet. Eine ausführliche Kartierung der Reptilien ist daher nach fachgut-
achterlicher Einschätzung nicht notwendig. 
Eine Bedeutung der Flächen als Amphibienlebensraum wird ebenfalls ausgeschlossen. Die 
nächstgelegenen potentiellen Laichgewässer von beispielsweise Moorfrosch, Kammmolch 
und Rotbauchunke befinden sich rund 400 m weiter westlich mit einem Feldsöll bzw. einem 
Kleingewässer innerhalb eines Anwesens. Für Amphibien wie den genannten Arten sind keine 
Versteckmöglichkeiten vorhanden. Als Landlebensraum für Amphibien ist die kurz gehaltene 
ruderale Wiese mit frischen bis leicht trockenen Standortverhältnissen nicht geeignet. Für die 
potentiell in den genannten Kleingewässern ebenfalls laichende Knoblauchkröte bilden die 
umliegenden Ackerflächen, aufgrund der besseren Grabbarkeit die weit günstigeren Landle-
bensräume für die Art.  Eine Amphibienkartierung ist daher nach fachgutachterlicher Einschät-
zung nicht notwendig. 
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung blieben die Vegetationsflächen im bisherigen Umfang er-
halten. Bei Aufgabe der regelmäßigen Mahd der Flächen würde ein Gehölzaufwuchs erfolgen 
mit der damit verbundenen Veränderung der Lebensraumstrukturen. Die Anlage der als Aus-
gleichsmaßnahme vorgesehenen Streuobstwiese mit der damit verbundenen Aufwertung der 
Lebensraumstrukturen würde nicht erfolgen. 
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Mit Umsetzung der vorliegenden Planung wird eine Überbauung bzw. Versiegelung von bis 
zu 37,5 % der Flächen im festgesetzten Wohngebiet zugelassen. Damit verbunden ist ein 
dauerhafter Verlust von bis zu 937 m² Vegetationsflächen. Die baubedingten Vegetationsver-
luste werden nach Abschluss der Baumaßnahmen durch Wiederbegrünungsmaßnahmen im 
Zuge der gärtnerischen Gestaltung ausgeglichen. Auf der nördlichen Hälfte der Fläche erfolgt 
die Anlage einer extensiv gepflegten Streuobstwiese mit Pflanzung von mindestens 25 groß-
kronigen Obstbäumen. 
 
Mit der gärtnerischen Gestaltung der Freiflächen ist eine Veränderung der Lebensraumstruk-
turen verbunden. Durch Gehölzpflanzungen im Rahmen der gärtnerischen Gestaltung sowie 
die Anlage der als Ausgleichsmaßnahme vorgesehenen Streuobstwiese ist insgesamt von 
einer Aufwertung der Lebensraumstrukturen auszugehen. 
 
Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

Die Eingriffe in das Schutzgut Arten und Biotop werden im Bebauungsplan durch die Festset-
zung einer reduzierten Grundflächenzahl und des damit verbundenen höheren Anteils an Ve-
getationsflächen minimiert. Zudem erfolgt zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des Bio-
topverbundes eine Festsetzung zur durchlässigen Ausführung von baulichen Einfriedungen 
sowie zum Ausschluss von Sockelmauern. 
Für die im Geltungsbereich vorhandenen Bäume gelten mit Inkrafttreten des Bebauungspla-
nes die Bestimmungen der Baumschutzsatzung der Gemeinde Oberkrämer. Vor Inkrafttreten 
ist die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Oberhavel zuständig. Der überwiegende 
Teil der Bäume befindet sich im Bereich der festgesetzten Grün- und Ausgleichsfläche. Diese 
können in die geplante Obstwiese integriert werden. Nur ein kleinerer Laubbaum befindet sich 
innerhalb des festgesetzten Baufensters. Ein weiterer kleiner Laubbaum befindet sich im 
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Bereich der rückwärtigen Baugrenze. Für diese Bäume ist im Zuge der Umsetzung der Pla-
nung ein Erhalt zu prüfen. 
Die als Ausgleich für die mit Umsetzung der Planung verbundenen Bodenversiegelung vorge-
sehene Obstwiese mit Pflanzung von mindestens 25 großkronigen Obstbäumen und einer 
extensiven Pflege ist im Sinne eines multifunktionalen Ausgleichs dazu geeignet den dauer-
haften Verlust von Vegetationsflächen auszugleichen. 
 
Unter Berücksichtigung der im Bebauungsplan getroffenen Regelungen zur Vermeidung, Mi-
nimierung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen sind mit Umsetzung der Planung 
keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt zu erwarten. 
 
7.2.7 Belange des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 Abs. 1 

BNatSchG in Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG (Arten-
schutzrechtliche Prüfung)  

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 
 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-
men, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die 
Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschütz-
ten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsfor-
men aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

 
Die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG gelten gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG für nach 
den Vorschriften des Baugesetzes zulässige Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 
BNatSchG (das sind Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB, während 
der Planaufstellung nach § 33 BauGB und im Innenbereich nach § 34 BauGB) nur für die 
streng geschützten Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und europäische Vogelarten. 
Alle anderen besonders und streng geschützten Arten sind im Rahmen der Eingriffsregelung 
nach § 1a BauGB auf der Planungsebene zu behandeln. 
 
Gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG neue Fassung (2017) sind die Verbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 
nur relevant, wenn die ökologische Funktion der von den Eingriffen betroffenen Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten von streng geschützten Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 
oder der europäischen Vogelarten nicht erhalten bleibt. Ein Erhalt der ökologischen Funktio-
nen kann gegebenenfalls auch mit Durchführung von vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen 
oder von Bestandserhaltenden Maßnahmen gewährleistet werden.  
 
Ein Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Abs. 1 Nr. 1 liegt gemäß § 44 
Abs. 5 BNatSchG n.F. nicht vor, wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vor-
haben das Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifi-
kant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten 
Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann.  
 
Ein Verstoß gegen das Verbot der Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen 
liegt nicht liegt gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG n.F. vor, wenn die Tiere oder ihre Entwicklungs-
formen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die auf den Schutz der Tiere vor Tötung 
oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung 
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und die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räum-
lichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen un-
vermeidbar sind. 
 
Jagdhabitate sowie Flugrouten und Wanderkorridore von Zugvögeln sind keine Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten im Sinne des § 44 BNatSchG.  
 
Wirkfaktoren, die zur Beschädigung oder zum Verlust einer Lebensstätte von im Plangebiet 
vorkommenden Brutvögeln (Frei- und Bodenbrüter) sowie zum Verlust ganzer, regelmäßig 
genutzter Reviere führen können, sind die Beseitigung von Gras- und Staudenfluren, die Ro-
dung flächiger Gehölzbestände (Sträucher) sowie die Fällung von Bäumen mit dem damit ver-
bundenen Verlust von Habitatstrukturen. Geeignete Habitate sind im Plangebiet vorhanden. 
 
Gemäß Einschätzung des anerkannten Artenschutzsachverständigen kann ausgeschlossen 
werden, dass der Umsetzung der Planung Belange des besonderen Artenschutzes entgegen-
stehen können, die nicht durch geeignete Vermeidungs- oder Ausgleichsmaßnahmen in aus-
reichendem Umfang berücksichtigt werden können. 
 
Zur Vermeidung von Störungen von Vogelarten während der Fortpflanzungs- und Aufzucht-
zeit, zum Schutz ihrer Entwicklungsformen (Gelege) bzw. zum Schutz ihrer Fortpflanzungs-
stätte sind die Baufeldfreimachung einschließlich von Maßnahmen zur Vegetationsbe-
seitigung außerhalb der Fortpflanzungs- und Aufzuchtzeiten (1. März – 30. September 
eines Jahres) durchzuführen. 
 
Sollten im Vorfeld von Baumaßnahmen einschließlich von Maßnahmen zur Vegetationsbesei-
tigung Fortpflanzungs- und Ruhestätten der europäisch geschützten Tierarten festgestellt wer-
den und deren Beseitigung (Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung) zur Realisierung der 
Baumaßnahmen unabdingbar sein, sind diese vor Beginn der Arbeiten zu erfassen und der 
unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Oberhavel zur Kenntnis zu geben. Hieraus kön-
nen sich Restriktionen für die Baumaßnahmen ergeben oder die Durchführung vorgezogener 
Ausgleichsmaßnahmen bzw. die Erteilung von Ausnahmen von den Verboten des besonderen 
Artenschutzes erforderlich werden.  
 
7.2.8 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

Ausgangssituation (Basisszenario) 

Das Plangebiet befindet sich im Siedlungszusammenhang des Ortsteils Vehlefanz im Natur-
raum des Ländchen Glien. Das Geländerelief ist eben und steigt nach Nordosten leicht an.  
Das Orts- und Landschaftsbild wird geprägt durch den Siedlungsrand im Übergang von mäßig 
verdichteter Einzelhausbebauung mit Gartennutzungen zum landwirtschaftlich geprägten und 
weitgehend ausgeräumten Landschaftsraum der flachwelligen Grundmoränenplatte des 
Ländchens Glien.  
Nördlich und östlich in rund 1 km Entfernung beginnt die Niederungslandschaft der Zehdenick-
Spandauer Havelniederung mit dem Kienluch. 
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung blieben die Vegetationsflächen in ihrer bisherigen Ausprä-
gung erhalten. Bei Aufgabe der regelmäßigen Mahd der Flächen würde ein Gehölzaufwuchs 
erfolgen mit der damit verbundenen Veränderung des Landschaftsbildes. Die Anlage der als 
Ausgleichsmaßnahme vorgesehenen Streuobstwiese mit der damit verbundenen Aufwertung 
des Orts- und Landschaftsbildes sowie einer hohen Bedeutung für die Eingrünung des Sied-
lungsrandes würde nicht erfolgen. 
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Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Mit Umsetzung der vorliegenden Planung werden im festgesetzten Wohngebiet eine straßen-
begleitende Überbauung mit drei Einfamilienhäusern sowie eine Versiegelung von bis zu 
37,5% der Flächen zugelassen. Auf der nördlichen Hälfte der Fläche erfolgt die Anlage einer 
Streuobstwiese mit Pflanzung von mindestens 25 großkronigen Obstbäumen mit den damit 
verbundenen positiven Wirkungen für das Orts- und Landschaftsbild durch Eingrünung des 
Siedlungsrandes. 
 
Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 
Die Eingriffe in das Schutzgut Orts- und Landschaftsbild werden im Bebauungsplan durch eine 
ortsbildverträgliche Einfamilienhausbebauung mit maximal zwei Vollgeschossen und einer 
Ausbildung des obersten Vollgeschosses als Dachgeschoss minimiert.  
 
Zudem erfolgt eine Beschränkung für die Höhe der baulichen Einfriedungen sowie der Aus-
schluss von geschlossenen Zäunen und Mauern.  
Mit der als Ausgleich für die mit Umsetzung der Planung verbundenen Bodenversiegelung 
vorgesehenen Obstwiese erfolgt eine Eingrünung des Siedlungsrandes mit den damit verbun-
denen positiven Wirkungen für das Orts- und Landschaftsbild. 
Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Siedlungsprägung und der vorgesehenen 
Eingrünung des Siedlungsrandes mit einer Obstwiese sind mit Umsetzung der Planung keine 
erheblichen weiteren Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes verbunden. 
 
7.2.9 Schutzgut Mensch und seine Gesundheit 

Ausgangssituation (Basisszenario) 

Lärm 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb des Einwirkungsbereiches der von der Kreisstraße 
oder der Bahnstrecke ausgehenden Schallbelastungen. Das Plangebiet befindet sich auch 
nicht im Einwirkungsbereich eines immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Be-
triebes. Immissionskonflikte zwischen den vorhandenen Wohnnutzungen und den landwirt-
schaftlichen Nutzungen der ortsansässigen Landwirtschaftsbetriebe sind nicht bekannt. 
 
Schadstoffe 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich außerhalb des möglichen Einwir-
kungsbereiches der von der Kreisstraße ausgehenden Schadstoffbelastungen. Immissions-
konflikte zwischen den vorhandenen Wohnnutzungen und den landwirtschaftlichen Nutzun-
gen sind nicht bekannt. 
 
Erholung 
Die privaten Freiflächen haben keine Funktion für die Erholung der örtlichen Bevölkerung.  
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung blieben die Freiflächen in ihrer bisherigen Ausprägung 
erhalten. 
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Mögliche Lärmkonflikte durch die mit Umsetzung der Planung verbundene Erweiterung der 
Wohnnutzungen um drei Einfamilienhausgrundstücke innerhalb des bestehenden Wohnge-
biets sind nicht erkennbar. 
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Zusätzliche Schadstoffbelastungen durch die mit Umsetzung der Planung verbundene Erwei-
terung der Wohnnutzungen um drei Einfamilienhausgrundstücke innerhalb des bestehenden 
Wohngebiets sind nicht erkennbar. 
 
Erholung 
Die mit Umsetzung der Planung zugelassene Erweiterung des Wohngebietes ist ohne Aus-
wirkungen auf die Erholungsfunktion des angrenzenden Landschaftsraumes. 
 
Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 
Mit Umsetzung der Planung sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch zu erwarten.  
 
7.2.10 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Ausgangssituation (Basisszenario) 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans und dessen, im Hinblick auf den Umgebungsschutz 
zu beachtende, Umgebung befinden sich keine Baudenkmale. Die untere Denkmalschutzbe-
hörde sowie die Denkmalfachbehörde wurden im Rahmen der Behördenbeteiligung um ent-
sprechende Auskunft gebeten. Ein Vorhandensein von Bodendenkmalen ist gemäß Stellung-
nahme der Denkmalbehörde nicht bekannt. 
 
Gemäß Hinweis des Bereichs Landwirtschaft des Landkreises Oberhavel ist eine landwirt-
schaftliche Nutzung der Flächen nicht angezeigt. 
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung blieben die Freiflächen in ihrer bisherigen Ausprägung 
erhalten. 
 
Prognose: Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Bodendenkmale sind von der Planung nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen. Bau-
denkmale und ihre Umgebung werden von der Planung nicht berührt. Mit Umsetzung der Pla-
nung sind somit keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Kultur- und sonstige 
Sachgüter zu erwarten.  
 
Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 
Mit Umsetzung der Planung sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Kul-
tur- und Sachgüter zu erwarten. Es gelten die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes 
Brandenburg (BbgDSchG): Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, wie Steinsetzungen, 
Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Tonscherben, Metallsachen, Münzen, 
Knochen u.ä. entdeckt werden, sind diese unverzüglich dem Brandenburgischen Landesamt 
für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, Abteilung Bodendenkmalpflege und 
der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises anzuzeigen. 
 
7.3 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Im Rahmen der Umweltprüfung sind neben den einzelnen Schutzgütern auch die Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Schutzgütern zu berücksichtigen. Unter Wechselwirkungen 
werden dabei die in der Umwelt ablaufenden Prozesse verstanden. Die Schutzgüter beein-
flussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße. Diese Wirkungsgefüge sind bei der Um-
weltprüfung und der Beurteilung möglicher Eingriffsfolgen mit zu betrachten um Summations-
wirkungen erkennen und bewerten zu können.  
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Spezifische Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern, die zu Summationswir-
kungen hinsichtlich der Umweltauswirkungen führen können, sind nicht erkennbar.  
 
7.4 Auswirkungen infolge der Art und Menge der erzeugten 
Abfälle und ihrer Beseitigung 

Unter Beachtung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24. Februar 2012 zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 20. Juli 2017 , nach dem Abfälle, die nicht vermieden werden kön-
nen, getrennt zu halten und zu entsorgen sind, sind mit Umsetzung der Planung keine nega-
tiven Auswirkungen infolge der Art und Menge der erzeugten Abfälle zu erwarten. 
 
7.5 Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen 

Mit Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ im Orts-
teil Vehlefanz der Gemeinde Oberkrämer sind nach derzeitigem Stand, unter Berücksichti-
gung der im Bebauungsplan vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung 
und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen, keine erheblichen Umweltauswirkungen 
verbunden. 
 
7.5.1 Bewältigung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  

Erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt (Eingriffe in Natur und Landschaft) sind gemäß 
§ 1a BauGB in Verbindung mit § 18 BNatSchG zu vermeiden oder auszugleichen. Nach § 13 
BNatSchG hat ein Verursacher erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vor-
rangig zu vermeiden. Über Vermeidung, Ausgleich und Ersatz ist gemäß § 18 Abs. 1 
BNatSchG nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden. Die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege einschließlich der Eingriffsregelung stellen danach 
gemäß § 1a Abs. 3 BauGB eine Anforderung an die Abwägung dar. Gemäß § 1a Abs. 3 
BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit Eingriffe bereits vor einer planerischen Ent-
scheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 
 
Tab. 1: Maximal zulässige Neuversiegelung im Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ 
 
Flächenart Fläche  Versiegelungs-

grad 
Anzurechnende 
Versiegelung 

Allgemeines Wohngebiet WA  

2.500 m² x GRZ 0,25 

Grundflächen der Hauptanlagen: 

- Wohnhäuser, Terrassen 

Grundflächen der Nebenanlagen 

- z.B. Müllaufstellplätze 

maximal 625 m² 100 % 625 m² 

Überschreitungsmöglichkeit nach 
§ 19 Abs. 4 BauNVO für Stellplätze 
und Garagen mit ihren Zufahrten 
(50%) 

maximal 312 m² 50 % 

 

156 m² 

Maximale Neuversiegelung maximal 937 m²  781 m² 
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Tab. 2: Eingriffs- /Ausgleichsbilanzierung zum Bebauungsplan Nr. 68/2019 „Wohnbebauung 
Am Vogelsang“ 

 
 
Schutzgut 
 

 
Eingriff 

 
Vermeidung / Ausgleich 

 
Bilanz 

 
Boden 

 
Neuversiegelung von 
maximal 781 m² Bo-
den mit allgemeiner 
Bedeutung 

 
Minimierung der Neuversiegelung durch Re-
gelung eines luft- und wasserdurchlässigen 
Aufbaus von Erschließungsflächen (in der 
Berechnung der Neuversiegelung bereits 
enthalten). 
 
Ausgleich durch Entsiegelung von Flächen 
im Verhältnis 1:1. falls dies nicht möglich ist: 
Aufwertung von Bodenfunktionen z.B. durch 
die Anlage von flächigen Gehölzpflanzun-
gen. Anzurechnender Kompensationsfaktor 
gemäß HVE: 1:2:  
 
Der Kompensationsbedarf für die Neuversie-
gelung von 781 m² Boden beträgt somit bei 
Durchführung flächiger Gehölzpflanzungen 
1.562 m². 
 
Gehölzpflanzungen in einem Umfang von 
1.562 m² entsprechend einer rund 6,50 m 
breiten Heckenpflanzung entlang der west-
lich, nördlichen und einem Teilabschnitt der 
östlichen Geltungsbereichsgrenze mit einer 
Länge von insgesamt 243 m. 
 
Im vorliegenden Fall soll die bestehende 
Möglichkeit zur Anlage einer rund 2.500 m² 
großen, extensiv gepflegten Streuobstwiese 
in Ortsrandlage genutzt und als Ausgleichs-
maßnahme für die Bodenversiegelung aner-
kannt werden: 
 
- Dauerhafte Sicherung einer rund 

2.500 m² umfasenden Teilfläche des 
Grundstücks im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans als Kompensationsflä-
che 

- Umwandlung von 2.500 m² Intensiv- in 
Extensivgrünland 

- Anpflanzung von mindestens 25 hoch-
stämmigen Obstbäumen in regiona-
len, alten Sorten 

- Dauerhafter Erhalt und extensive Pflege 
der Flächen als Streuobstwiese 

 
Das Flächenverhältnis für den Ausgleich der 
Bodenversiegelung durch die Anlage einer 
extensiv gepflegten Streuobstwiese ent-
spricht einem Kompensationsfaktor von 1 : 
3,2.  
 
Die Ausgleichsmaßnahme ist aus Sicht der 
Gemeinde als Plangeber dazu geeignet die 
mit Umsetzung der Planung maximal 

 
vollständiger 
Ausgleich 
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Schutzgut 
 

 
Eingriff 

 
Vermeidung / Ausgleich 

 
Bilanz 

verbundene Neuversiegelung von Boden in 
einem geeigneten Maße zu kompensieren. 
 

 
Wasser 

 
Neuversiegelung von 
maximal 781 m² Bo-
den mit allgemeiner 
Bedeutung für die 
Grundwasserneubil-
dung 

 
Flächenhafte Versickerung des im Bereich 
der Erschließungsflächen anfallenden Nie-
derschlagswassers im Plangebiet.  
 
Versickerung des auf den Dachflächen an-
fallenden Niederschlagswassers im Plange-
biet. 
 

 
Eingriff ausgegli-
chen 
 

 
Klima /  
Lufthygi-
ene 

 
Aufheizeffekte durch 
Neuversiegelung und 
Überbauung von Flä-
chen  
 

 
Offene Bebauung mit Einzelhäusern  
Minimierung der Neuversiegelung durch Re-
gelung eines luft- und wasserdurchlässigen 
Aufbaus von Erschließungsflächen. 
 
Pflanzung von mindestens 25 großkronigen 
Obstbäumen auf dem Grundstück. 
 

 
Eingriff vermie-
den 

 Mögliche Luftschad-
stoffbelastungen 
durch den Betrieb von 
Heizungsanlagen. 
 

Verwendung emmissionsarmer Heizsysteme 
nach dem Stand der Technik. 

Eingriff vermie-
den 

 
Tiere und 
Pflanzen / 
Biotope 

 
Dauerhafter Verlust 
von maximal 937 m² 
Vegetationsflächen 
mit allgemeiner Be-
deutung 
 
→ Veränderung der 
Lebensraumstruktu-
ren 
 

 
Anlage einer rund 2.500 m² großen Streu-
obstwiese mit hohem Biotoppotential und 
hoher Bedeutung für den Biotopverbund 
 

 
Eingriff ausgegli-
chen  
 
 

 Einschränkung von 
Wanderungsbewe-
gungen  
 

Regelungen zur Durchlässigkeit der Einfrie-
dungen  
 

Eingriff vermie-
den 
 

 
Orts- und 
Land-
schafts-
bild 

 
Beeinträchtigungen 
des Ortsbildes durch 
bauliche Anlagen  

 
Höhenbegrenzungen für bauliche Anlagen; 
Eingrünung des Wohngebietes zum angren-
zenden Landschaftsraum durch Anlage ei-
ner Streuobstwiese 
 

 
Eingriff vermie-
den 
 

7.5.2 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Auswirkungen 

Mit der Arrondierung des bestehenden Wohngebietes werden Eingriffe an anderer Stelle im 
Gemeindegebiet vermieden. Zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswirkungen 
erfolgen im Bebauungsplan die folgenden textlichen Festsetzungen: 
 
- Beschränkung der zulässigen Gebäudehöhe auf zwei Vollgeschosse 
- Ausbildung des zweiten zulässigen Vollgeschosses als Dachgeschoss 
- Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf den Grundstücken 
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- Wasser- und luftdurchlässige Befestigung von Stellplätzen und Zufahrten 
- Gewährleistung eines hohen Grünflächenanteils und einer ortsbildverträglichen Bebau-

ungsdichte durch Reduzierung der zulässigen Grundflächenzahl 
- Höhenbeschränkung und Gestaltungsregelungen für bauliche Einfriedungen; 
- Ausschluss von Sockelmauern 
- Eingrünung des Wohngebietes zum angrenzenden Landschaftsraum durch Anlage einer 

Streuobstwiese 
 
Die anzulegende Streuobstwiese dient auch dem Ausgleich nachteiliger Auswirkungen. Zur 
Gewährleistung der Ausgleichsfunktion sind die folgenden Mindeststandards zu berücksichti-
gen: 
 
- Schaffung einer Streuobstwiese auf einer Fläche von mindestens 2.500 m² 
- Anpflanzung von mindestens 25 großkronigen Obstbaumhochstämmen der Sortierung 

10/12 in regionalen, alten Sorten 
- Schaffung günstiger Wachstumsbedingungen durch Bodenvorbereitung nach DIN 18915 
- Befestigung der Bäume 
- Einsaat Gras-/Kräutermischung 
- Erstellung von Schutzeinrichtungen 
- Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 5 Jahre 
- Dauerhafter Erhalt als extensiv gepflegte Streuobstwiese für mindestens 25 Jahre 
 
Auswahl an alten Obstsorten, mit besonderer Eignung für Streuobstwiesen: 
 
- Apfel aus Lunow 
- Bittenfelder 
- Edelborsdorfer 
- Geheimrat Dr. Oldenburg 
- Goldparmäne 
- Gravensteiner 
- Gubener Warraschke 
- Kaiser Wilhelm 
- Landsberger Renette 
- Lausitzer Nelkenapfel 
- Oberlausitzer Muskatrenette 
- Prinz Albrecht von Preußen 
- Schöner aus Boskoop 
- Schöner von Herrnhut 
- Werdersche Wachsrenette 
- Seester Zitronenapfel 
 
- Gellerts Butterbirne 
- Gute Graue 
- Gute Luise von Avranches 
- Solaner Birne 
 
Die Durchführung der Ausgleichsmaßnahme gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sowie der dauerhafte 
Erhalt der Flächen als extensiv genutzte Streuobstwiese wird vor Satzungsbeschluss durch 
vertragliche Vereinbarung in einem städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB gesichert. 
 
Die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Oberhavel verweist in ihrer Stellungnahme 
im Rahmen der Behördenbeteiligung darauf, dass es für die erfolgreiche Umsetzung einer 
Grünlandextensivierung grundsätzlich notwendig ist, ein geeignetes Pflegeregime festzuset-
zen. Es empfiehlt sich danach zunächst eine Aushagerung. Hierzu sollte die Fläche zweimal 
jährlich gemäht und das Mahdgut abtransportiert werden. Mittelfristig (ca. nach 5 - 10 Jahren) 
kann auch ein Mulchen erfolgen. Ziel der Maßnahme sollte die Entwicklung einer deutlich 
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höheren Pflanzendiversität sein, die sich für gewöhnlich bei geringen Nährstoffmengen im Bo-
den und einer moderaten Mahdhäufigkeit (1 bis 2 Mal jährlich) einstellt. Sollte sich mittelfristig 
keine Zunahme der Artenvielfalt – insbesondere der krautigen Pflanzen – einstellen, sollte das 
Pflegeregime angepasst und ggf. nachgesät werden.  
 
Unbedingt zu beachten sind die Vogelbrutzeiten. Empfehlenswert ist danach eine Mahd im 
Frühsommer (ca. Mitte/Ende Juni) und eine weitere im Herbst. 
 
 
7.6 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Mit der vorliegenden Planung wird ein bestehendes Wohngebiet unter Inanspruchnahme der 
bereits vorhandenen Infrastruktur ortsbildverträglich arrondiert. Die städtebauliche Entwick-
lung entspricht den Darstellungen des Flächennutzungsplanes und damit dem gemeindlichen 
Planungswillen für die Entwicklung dieser Flächen. Anderweitige Planungsmöglichkeiten wur-
den daher im Hinblick auf die geplante Nutzung der Flächen als Wohnbauflächen nicht geprüft. 
 
Im Hinblick auf das zulässige Nutzungsmaß und den sparsamen Umgang mit Boden wurde 
auf die Möglichkeit zur Errichtung von Mehrfamilienhäusern bzw. von Geschosswohnungsbau 
aus Gründen der Ortsbildpflege zugunsten eines gering verdichteten Einfamilienhausgebietes 
mit hohem Grünflächenanteil verzichtet. 
 
7.7 Zusätzliche Angaben 

7.7.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung, Hinweise auf 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Grundlage für die Beurteilung der Umweltauswirkungen bilden neben den fachgesetzlichen 
Zielen und Plänen, die Bestandskartierung und -bewertung sowie die Ermittlung der mit Um-
setzung der Planung zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft gemäß der Eingriffs- 
und Ausgleichsbilanzierung.  
 
Die Eingriffsermittlung und -bewertung sowie die Ermittlung der erforderlichen Kompensati-
onsmaßnahmen erfolgt auf der Grundlage der „Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung“ 
(HVE) des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Bran-
denburg (MUGV) vom April 2009.  
 
Die Belange des besonderen Artenschutzes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG werden in der Be-
bauungsplanung auf der Grundlage der im Auftrag des Ministeriums für Infrastruktur und 
Raumordnung des Landes Brandenburg (MIR) erarbeiteten Arbeitshilfe Artenschutz und Be-
bauungsplanung vom Januar 2009 behandelt. 
 
Im vorliegenden Fall wurde auf das Ergebnis der faunistischen Untersuchungen durch einen 
anerkannten Artenschutzsachverständigen zurückgegriffen. 
 
Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen ergaben sich nicht.  
 
7.7.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 

Die mit Umsetzung der Planung verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft können durch 
die vorgesehen Ausgleichsmaßnahmen vollständig kompensiert werden. Erhebliche Umwelt-
auswirkungen wegen fehlenden Vollzugs können durch die im Bebauungsplan getroffenen 
Festsetzungen ausgeschlossen werden.  
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7.8 Allgemein verständliche Zusammenfassung des Umwelt-
berichts 

Planungsziel des Bebauungsplans Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ im Ortsteil 
Vehlefanz der Gemeinde Oberkrämer ist die planungsrechtliche Sicherung von Wohnbauflä-
chen für die Errichtung von drei Wohngebäuden in Form von Einfamilienhäusern. Dazu ist die 
Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes gemäß § 4 der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) unter Ausschluss der in Allgemeinen Wohngebieten grundsätzlich zulässigen kirch-
lichen, kulturellen, sozialen, gesundheitlichen und sportlichen Anlagen sowie der ausnahms-
weise zulässigen Nutzungen geplant.  
 
Die Größe des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes beträgt rund 0,25 ha. Für das Allge-
meine Wohngebiet wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,25 festgesetzt, die durch Gara-
gen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche um 50 % überschritten werden darf. Insgesamt können mit Umsetzung der 
Planung damit auf den Baugrundstücken bis zu 37,5 % der Flächen (rund 937 m²) überbaut 
und befestigt werden. Die nicht überbauten bzw. befestigten Grundstücksflächen (rund 
1.563 m²) sind zu begrünen und gärtnerisch anzulegen. 
 
Zur Minimierung der Versiegelung sind Stellplätze und Zufahrten in einem wasser- und luft-
durchlässigen Aufbau herzustellen. Zur Gewährleistung einer ortsbildverträglichen Höhenent-
wicklung wird die zulässige Höhe der Wohngebäude auf zwei Vollgeschosse begrenzt. Das 
anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zu versickern. Zur Gewährleistung 
des Biotopverbundes erfolgt ein Ausschluss von Sockelmauern.  
 
Zur Kompensation der mit Umsetzung der Planung verbundenen Eingriffe in Natur und Land-
schaft sowie zur Eingrünung des Wohngebietes zum angrenzenden Landschaftsraum erfolgt 
die Festsetzung zur Anlage einer 2.500 m² großen Streuobstwiese mit der Pflanzung von min-
destens 25 hochstämmigen Obstbäumen in alten, regionalen Sorten. Die Flächen werden als 
Private Grünflächen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft (Ausgleichsfläche) festgesetzt und sind dauer-
haft als extensiv gepflegte Streuobstwiese zu erhalten. 
 
Die angrenzende und bereits befestigte Erschließungsstraße „Am Vogelsang“ wird in den Gel-
tungsbereich einbezogen und als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 
 
Mit der vorliegenden Planung erfolgt die Arrondierung eines bereits bestehenden und weitge-
hend erschlossenen Wohngebietes unter Nutzung der bereits vorhandenen Infrastruktur. Mit 
Umsetzung der Planung ist – bezogen auf die zukünftig eingefriedeten Baugrundstücke - ein 
zusätzlicher Flächenverbrauch in Höhe von 0,25 ha (2.500 m²) verbunden. 
 
Für das Schutzgut Boden resultiert aus den Festsetzungen des Bebauungsplans eine zuläs-
sige Neuversiegelung bzw. Überbauung von bis zu 937 m² mit den damit verbundenen Beein-
trächtigungen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Bodens. Zur Minimierung der mit ei-
ner Versiegelung von Flächen verbundenen Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Bodens erfolgen im Bebauungsplan Festsetzungen zum wasser- und luft-
durchlässigen Aufbau von Stellplatzflächen und Zufahrten. Mit der vorgesehenen Anlage einer 
rund 2.500 m² großen und extensiv genutzten Streuobstwiese sind positive Wirkungen auf das 
Schutzgut verbunden. 
 
Für das Schutzgut Wasser resultiert aus den Festsetzungen des Bebauungsplans ein Verlust 
von versickerungsfähigem Boden mit der damit grundsätzlich verbundenen verminderten 
Grundwasserneubildungsrate. Durch die Möglichkeit zur Versickerung des anfallenden Nie-
derschlagswassers innerhalb des Plangebietes ergeben sich keine erheblichen Beeinträchti-
gungen. Erhebliche Beeinträchtigungen der Gewässergüte des Grundwassers durch direkte 
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Stoffeinträge oder durch die Verunreinigung der Deckschichten sind unter Berücksichtigung 
der gesetzlichen Bestimmungen zum Grundwasserschutz nicht zu erwarten. 
 
Für das Schutzgut Klima und Luft resultiert aus den Festsetzungen des Bebauungsplans 
ein Verlust von bis zu 937 m² klimawirksamer Vegetationsflächen. Die Beeinträchtigungen für 
das Schutzgut werden durch die Festsetzung einer reduzierten Grundflächenzahl von 0,25 
sowie die vorgesehenen Baumpflanzungen minimiert. Die im Bebauungsplan getroffenen 
Festsetzungen zum wasser- und luftdurchlässigen Aufbau von Stellplatzflächen und Zufahrten 
dienen auch der Vermeidung der großflächigen Asphaltierung oder Betonierung von Flächen 
mit den damit verbundenen Aufheizeffekten. Beeinträchtigungen von Klimafunktionen durch 
Schadstoffeintrag mit einer wesentlichen Veränderung der Luftqualität sind nach derzeitigem 
Stand nicht zu erwarten. 
Für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt resultiert aus den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans ein Verlust von bis zu 937 m² Vegetationsflächen und Lebensraum. 
Die Beeinträchtigungen für das Schutzgut werden durch die Festsetzung einer reduzierten 
Grundflächenzahl von 0,25 sowie die vorgesehene Anlage einer Streuobstwiese minimiert. 
Zudem erfolgt zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des Biotopverbundes eine Festset-
zung zur durchlässigen Ausführung von baulichen Einfriedungen sowie zum Ausschluss von 
Sockelmauern. Mit der vorgesehenen Anlage einer rund 2.500 m² großen und extensiv ge-
nutzten Streuobstwiese sind positive Wirkungen auf das Schutzgut verbunden. 
 
Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Wohnbebauung und die geplante Eingrü-
nung des Wohngebietes durch eine Streuobstwiese sind mit Umsetzung der Planung keine 
erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Orts- und Landschaftsbildes verbunden.  
 
Für das Schutzgut Mensch und seine Gesundheit sowie die Erholung resultieren aus dem 
Bebauungsplan keine erheblichen Beeinträchtigungen. 
 
Für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter resultieren aus dem Bebauungsplan keine erheb-
lichen Beeinträchtigungen.  
 
Spezifische Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern, die zu Summations-
wirkungen hinsichtlich der Umweltauswirkungen führen können, sind nicht erkennbar.  
 
Mit Umsetzung des Bebauungsplans Nr. 68/2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ im Ortsteil 
Vehlefanz der Gemeinde Oberkrämer sind nach derzeitigem Stand, unter Berücksichtigung 
der im Bebauungsplan vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und zur Verringerung so-
wie zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen, keine erheblichen Umweltauswirkungen 
verbunden. 
 
7.9 Referenzliste der Quellen 
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8 Verfahren 

Aufstellungsbeschluss 
Am 05.09.2019 wurde von der Gemeindevertretung der Gemeinde Oberkrämer die 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 68 / 2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ im 
Ortsteil Vehlefanz der Gemeinde Oberkrämer gefasst. Der Beschluss über die Auf-
stellung des Bebauungsplans wurde im Amtsblatt Nr. 8 vom 20.09.2019 bekannt ge-
macht. 
 
Landesplanerische Stellungnahme 
Die Grundsätze, Ziele und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung und Landes-
planung wurden der Gemeinde mit Schreiben der Gemeinsamen Landesplanungsab-
teilung vom 06.11.2019 mitgeteilt (Gesch.-Z.: GL5.12-46113-011-0722/2019). Da-
nach lässt die Planungsabsicht keinen Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung 
erkennen. Die für die Planung relevanten Grundsätze der Raumordnung sind im Rah-
men der Abwägung angemessen zu berücksichtigen. 
 
Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB  
Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit zum Vorentwurf des Bebauungsplans 
Nr. 68 / 2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ mit Stand vom Januar 2020 erfolgte 
im Rahmen der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Bauen, Entwicklung und 
Tourismus am 27.01.2020 im Bürgersaal des Verwaltungsgebäudes der Gemeinde 
Oberkrämer. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB wurde durch Veröffentlichung im Bekanntmachungskasten am 15.01.2020 
ortsüblich bekannt gemacht.  
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie der Nachbargemeinden nach § 4 Abs. 1 BauGB 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 05.02.2020 von 
der Planung unterrichtet und zur Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungs-
plans Nr. 68 / 2019 „Wohnbebauung Am Vogelsang“ mit Stand vom Januar 2020 auf-
gefordert. Mit der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange erfolgte eine Beteiligung der Nachbargemeinden zur Abstimmung ge-
mäß § 2 Abs. 2 BauGB. 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
Die Beteiligung der Öffentlichkeit zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 68 / 2019 
„Wohnbebauung Am Vogelsang“ mit Stand vom April 2020 erfolgte durch öffentliche 
Auslegung vom 27.07.2020 bis einschließlich 28.08.2020 im Verwaltungsgebäude 
der Gemeinde Oberkrämer. Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB wurde durch Veröffentlichung im Amtsblatt Nr. 03/2020 vom 17.07.2020 be-
kannt gemacht. Es wurden keine Stellungnahmen abgeben. 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
Abs. 2 BauGB 
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
wurden mit Schreiben vom 29.06.2020 an der Planung beteiligt und zur Stellung-
nahme zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 68 / 2019 „Wohnbebauung Am Vogel-
sang“ mit Stand vom April 2020 aufgefordert.  
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Abwägungs- und Feststellungsbeschluss 
Die im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange eingegangenen Stellungnahmen wurden von der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Oberkrämer in öffentlicher Sitzung am ……….2020 behandelt. In gleicher Sit-
zung wurde der Bebauungsplan Nr. 68 / 2019 in der Fassung vom September 2020 
als Satzung beschlossen. Die Begründung wurde gebilligt. 
 
Ausfertigung, öffentliche Bekanntmachung 
Der Bebauungsplan Nr. 68 / 2019 in der Fassung vom September 2020 wurde am 
………2020 ausgefertigt und ist durch ortsübliche Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 
…… vom …….2020 in Kraft getreten. 
 
 
 
9 Rechtsgrundlagen  

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
2017 (BGBI. I 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 
2020 (BGBl. I S. 1728) 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-
nung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786) 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 
I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. 
I S.1057) 
 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) vom 15. November 2018 (GVBI. I/18, 
Nr. 39) 
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Anhang 
 
Textliche Festsetzungen 
 
Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
TF 1: Im allgemeinen Wohngebiet WA sind die nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 allgemein zu-
lässigen Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke unzulässig. Die gemäß § 4 Absatz 3 Nr. 1 - 5 der Baunutzungsverordnung 
zulässigen Ausnahmen sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 
 
Mindestgröße der Wohnbaugrundstücke 
 
TF 2: Im allgemeinen Wohngebiet WA darf die Größe der Baugrundstücke 700 m² 
nicht unterschreiten. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB  
 
Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
 
TF 3: Im allgemeinen Wohngebiet WA ist höchstens eine Wohnung je Wohngebäude 
zulässig. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB  
 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 
 
TF 4: Im allgemeinen Wohngebiet WA ist eine Befestigung von Stellplätzen und deren 
Zufahrten sowie der Zufahrten von Garagen (einschließlich „Carports“) nur in wasser- 
und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch die Wasser- und Luftdurchlässigkeit 
wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltie-
rungen und Betonierungen sind unzulässig. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 
TF 5: Das von den Dachflächen anfallende Niederschlagswasser ist auf den Grund-
stücken, auf denen es anfällt, zu versickern. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 54 Abs. 4 BbgWG. 
 
TF 6: Die Ausgleichsfläche „SPE 1“ ist durch Einsaat einer Gras-/Kräutermischung zu 
begrünen und als Obstwiese anzulegen. Je angefangene 100 m² Ausgleichsfläche ist 
ein Obstbaumhochstamm der Sortierung 10/12 in regionalen, alten Apfel- und Bir-
nensorten zu pflanzen (mindestens 25 Obstbäume). Die Obstwiese ist dauerhaft als 
extensiv gepflegte Streuobstwiese zu erhalten. 
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Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 
 
Gestalterische und bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 
TF 7: Bauliche Einfriedungen sind nur als offene Zäune mit einer Höhe von maximal 
1,80 m zulässig. Mauern einschließlich Sockelmauern sind unzulässig. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 1 Nr. 1 BbgBO. 
 
TF 8: Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist das oberste zulässige Vollgeschoss als 
Dachgeschoss auszubilden. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 1 Nr. 1 BbgBO. 
 
Sonstige Festsetzungen 
 
TF 9: Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzung. 
 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB  
 
 


